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Wenn  Jemand  fragte,  ob  es  der  Geschichtsforschung  gelungen  ist,  von  den  finanziellen 
und  militärischen  Mitteln,  über  welche  das  deutsche  Reich  im  16.  Jahrhundert  verfügte,  eine 
deutliche  Vorstellung  zu  gewähren,  so  könnte  man,  je  nachdem  man  die  Aufgabe  fasst,  darauf 
in  befriedigter  oder  auch  in  recht  unbefriedigter  Stimmung  antworten.  Soweit  das 
deutsche  Reich  seit  dem  Regierungsantritt  Karls  V.  Geldsummen  oder  Truppen  zur  Verfügung 
bekam,  wurden  ihm  dieselben  in  festen  Beträgen  vom  Reichstag  bewilligt  Was  nun  bewilligt 
worden  ist,  lässt  sich  aus  den  veröffentlichten  Quellen  mit  Sicherheit,  was  wirklich  eingekoramen 
ist,  wenigstens  annähernd  bestimmen.  Und  so  kann  man  die  äusseren  Machtmittel  des  Reiches 
ziemlich  vollständig  übersehen.  Allein  da  die  unmittelbare  Verfügung  über  die  finanziellen 
und  militärischen  Kräfte  des  deutschen  Volkes  nicht  den  Organen  des  Reichs,  sondern  den 
Territorialherrn  und  reichsstädtischen  Magistraten  zustand,  und  da  neben  den  politischen  Auf- 
gaben des  Reichs  diejenigen  der  Territorien  und  Städte  bestanden  und  ihre  eigenen  Mittel 
erheischten,  so  bleibt  die  Frage  übrig,  wie  es  mit  den  Kräften  des  deutschen  Volkes  in  Wirk- 
lichkeit bestellt  war,  und  in  welchem  Verhältniss  die  Aufwendungen  der  Fürsten  für  ihre 
eigene  Politik  zu  den  Opfern  standen,  die  sie  dem  Reiche  brachten.  Solche  Fragen  können 
nur  durch  Untersuchung  der  militärischen  und  finanziellen  Verwaltung  einzelner  Fürstentümer 
und  Städte  erledigt  werden.  Und  in  dieser  Beziehung  liegen  zur  Zeit  wenig  brauchbare 
Arbeiten  vor. 

Zweck  der  vorliegenden  Abhandlung  ist  es  nun,  die  finanzielle  Verwaltnng  eines  ein- 
zelnen Fürstentums  für  einen  bestimmten  Zeitraum  zu  beleuchten.  Ich  nehme  die  Zeit  der 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts  und  werde  nur  ausnahmsweise  auf  die  geschichtliche  Entwickelung 
der  Verhältnisse,  die  ich  darlege,  zurückgehen.  Das  Fürstentum,  welches  ich  zur  Behandlung 
gewählt  habe,  ist  das  niederrheinische  Herzogtum  Jülich.  Dass  ich  gerade  dieses  kleine  Land 
herausgegriffen  habe,  liegt  an  einem  äusseren  Anlass.  Im  vergangenen  Jahr  vertraute  mir  die 
Gesellschaft  für  rheinische  Geschichtskunde  die  Herausgabe  von  Jülich-bergischen  Landtags- 
acten an.  Indem  ich  die  Vorarbeiten  für  dieses  Unternehmen  begann,  erkannte  ich  sofort,  dass 
die  landständischen  Verhandlungen  ohne  Kenntniss  der  gesummten  Landesverwaltung,  besonders 
der  finanziellen  Verhältnisse,  unverständlich  sind.  Um  in  die  finanziellen  Verhältnisse  einzu- 
dringen, bearbeitete  ich  neben  dem  gedruckten  Material  zunächst  die  in  dem  Düsseldorfer  Ar- 
chiv aufliewahrten  Amtsrechnungen,  und  zwar  eingehend  diejenigen  der  Aemter  Bergheiin  und 
Euskirchen.  Die  Amtsrechnungen  führten  mich  zu  den  Lagerbüchern  und  Amtsbeschreibungen, 
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von  denen  ic  i ein  Mtinstereifeler  Lagerbuch  von  1580,  ein  Euskirchener  Lagerbuch  von  1628 
und  eine  seh  werthvolle  Beschreibung  des  Amtes  Bergheim  von  1669  durchmustert  habe.  Für 
denjenigen  T*  il  der  Fiuanzverwaltung  endlich,  welcher  mit  den  landständischen  Verhandlungen 
zusammenhär  gt,  vertilge  ich  über  die  Abschiede  der  Jülich-bergischeu  J^audtage  von  1557  bis 
zum  Ende  d s 16.  Jahrhunderts,  die  ich  aus  der  in  München  bewahrten  ßediughoven'schen 
Sammlung  e:  tiioramen  habe,  ferner  über  einen  ansehnlichen  Vorrat  Jtilich-bergischer  Land- 
tagsacten aus  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  mit  einigen  weiteren  Stücken,  die  bis 
zum  Jahr  14  7 zurückreichen.  Diese  letztgenannten  Acten  habe  ich  nicht  selber  gesammelt; 
ich  verdanke  sie  meinem  jungen  Freunde,  Herrn  Dr.  Georg  vonBelow,  dem  ich  die  fernere 
Ausführung  c er  Arbeiten  zur  Herausgabe  der  Jülich-bergischen  Landtagsacten  übertragen  habe. 

Bei  ler  Behandlung  meines  Gegenstandes  wird  es  vor  allem  erforderlich  sein,  einige 
administrativ  j und  wirthschaftliche  Verhältnisse  auseinander  zu  setzen,  ohne  welche  die  Finanz- 
Verwaltung  n cht  verstanden  werden  kann.  Letztere  wird  daun  selber  zu  scheiden  sein,  in  die 
landesfürstlic  le  und  die  laudständische  Verwaltung.  Ich  beginne  mit  jener  ersten  Auseinander- 
setzung. 

1.  Urundlairen  der  Fiuanzverwaltunff  des  Herzoü’tums  Jülich 
in  der  Glitte  des  16.  Jabrliimderts. 

Das  lerzogtum  Jülich  umfasste  in  der  Mitte  des  sechszehnten  Jahrliunderts  ein  Gebiet  von 
ungefähr  70  C uadratmeilen^).  Zusammengekommen  aus  einer  bunten  Masse  von  selbständigen  Herr- 
schaften und  obrigkeitlichen  Rechten,  aber  innerlich  geeint  durch  die  organisirende  Thätigkeit 
der  Landesrt  gierung,  war  es  für  die  Zwecke  der  staatlichen  Verwaltung  einer  ziemlich  gleich- 
massigen  Eil  teilung  unterworfen^).  Das  Grundelemeut  in  dieser  Einteilung  bildeten  die 
herzoglichen  (Jntergerichte.  lieber  ihnen  breiteten  sich,  theils  mit  einander  zusammenfallend, 
teils  sich  dm  2likreuzend,  die  grösseren  Jurisdictionsbezirke  der  Hauptgerichte  und  die  grös- 
seren Verwal  ungskreise  der  Aemter  aus.  Für  unseren  Gegenstand  kommen  vornehmlich  die 
letzteren  in  jietracht.  Ihre  Zahl  belief  sich,  als  mit  Einziehung  der  Grafschaft  Neuenahr  ( 1545) 
und  Einlösucg  von  Remagen  und  Sinzig  (1560)  die  grossen  Landerwerbungen  der  Jülicher 

1)  Wiebeking  (Beiträge  zur  churpfälz.  Staatengeschichte  S.  7)  rechnet  „ungefähr“  75  Quadratmeilen. 
Derselbe  Satz  .urde  bei  den  Abtretungen  Baierns  beim  Deputationstag  1802/3  angenommen  (Gaspari,  der 
Deputationsrect  38  II.  Anhang).  Viebahn  (Statistik  des  Regierungsbezirks  Düsseldorf)  reducirt  diese  Zahl 
auf  69  Quadrat  neilen.  Derselbe  Schriftsteller  berechnet  in  seiner  Statistik  Deutschlands  I,  S.  32,  53  Jülich 
und  Berg  auf  1 !1  Quadratmeilen,  und  davon  auf  Berg  58  fWiebeking  rechnet  54-^^^),  also  auf  Jülich  nur  63. 
Die  Angaben  ü jer  die  älteren  Verhältnisse  Deutschlands  in  diesem  letzteren  Werk  scheinen  aber  wenig  zuver- 
lässig zu  sein. 

2)  Eil  e sehr  nützliche  Arbeit  über  die  Aemtereintheilung  Jülichs,  wie  sie  sich  vom  14. — 16.  Jahrh. 
gestaltete,  lieg  . in  zw'ei  Programmen  der  rhein.  Ritteracademie  von  Graf  Wilhelm  von  Mirbach  vor  (1874. 
1881),  deren  K nntniss  ich  meinem  Kollegen,  Herrn  Prof.  Lörsch,  verdanke. 
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Herzoge  abgeschlossen  w'aren,  auf  sechsundzwanzig,  eine  Zahl,  die  sich  allerdings  gelegentlich 
erhöht,  indem  bei  der  Umlage  von  Steuern  und  sonstigen  Leistungen  einzelne  Bestandteile 
von  Aemteru  als  besondere  Bezirke  genommen  wurden  ^). 

Wenn  man  von  den  Untergerichten  weiter  zu  denjenigen  Kreisen  herabstieg,  die  nicht 
mehr  von  der  herrschaftlichen  Verwaltung  gebildet  waren  und  als  letzte  Einheiten  den  Bezirk 
des  Untergerichtes  zusammensetzten,  so  kam  man  zu  den  Städten,  Dörfern  und  Höfen.  Die 
Stadt  mit  ihrem  Gebiet,  je  nachdem  sie  gross  oder  klein  war,  fiel  ganz  oder  teilweise  mit  einem 
Gerichtsbezirk  zusammen,  von  Dörfern  und  Höfen  gehörten  in  der  Regel  mehrere  zu  einem 
Gericht.  Unter  den  Städten  ragten  vier,  nämlich  Jülich,  Düren,  Münstereifel  und  Euskirchen, 
als  sogenannte  Hauptstädte,  als  die  eiuzigeu  Vertreter  ihres  Standes  am  Landtag,  hervor. 
Gross  genug,  um  in  den  landständiseben  Steuern  besonders,  neben  den  Aemtern,  veranlagt  zu 
werden,  waren  zehn-).  Vierzehn  weitere  Orte,  welche  Bttsching  am  Ende  des  18.  Jahrhun- 
derts als  Städte  anführt  ^),  finde  ich  im  15.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  mit 
demselben  Charakter  erwähnt.  Wenn  also  hinsichtlich  der  Städte  die  äusseren  Umrisse  der 
Ansiedelung  des  16.  Jahrhunderts  den  heutigen  Verhältnissen  entsprechen,  so  wird  man  das 
gleiche  von  den  Dörfern  sagen  dürfen.  Wenigstens  haben  einzelne  Proben,  die  ich  anstellte, 
indem  ich  eine  Gruppe  heutiger  Bürgermeistereien  nahm  und  die  Dörfer,  welche  dieselben  gegen- 
wärtig bilden,  für  das  bezeichuete  Jahrhundert  in  Jülich  oder  den  anstossenden  Gebieten  auf- 
suchte, zu  dem  Ergebuiss  geführt,  dass  die  Zahlen  von  damals  und  jetzt  nicht  wesentlich 
abweichen. 

Um  nun  zu  verstehen,  wie  in  diesen  Kreisen  die  Finanzverwaltung  thätig  war,  ist  es 
nötig,  die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  in  doppelter  Hinsicht  ins  Auge  zu  fassen,  einmal  nach 
seinen  rechtlichen  Unterschieden,  sodann  nach  der  Beziehung  des  Besitzers  zum  Grund  und 
Boden.  Zwei  grosse  Gruppen  des  Grundbesitzes  springen  in  erster  Hinsicht  als  streng  geschie- 
dene Arten  in  die  Augen : die  Güter,  welche  Adelichen  oder  geistlichen  Stiftern  zugehören,  und 
ihnen  gegenüber  diejenigen,  welche,  ausserhalb  adelicber  oder  geistlicher  Gutsberrlicbkeit 
stehend,  sieb  in  Besitz  oder  Bewirtschaftung  von  Bürgern  oder  Bauern  befinden.  Unsere 
Betrachtung  wendet  sich  zunächst  den  letzteren  zu,  und  hier  vornehmlich  zu  der  Frage,  in 
welchem  Verhältuiss  dinglicher  Abhängigkeit  oder  Unabhängigkeit  sie  zum  Landesherreu 
standen. 


1)  Nach  den  Amtsrechnungen  sind  für  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  unter  den  von  Graf  Mirbach 
aufgeführten  26  Aemtern  diejenigen  von  Sinzig-Breisig  und  Remagen  mit  Neuenahr  zu  einem  Bezirk  zu  ver- 
binden; statt  Corneli-Münster  (v.  12)  ist  die  'Vogtei’  Schönforst  zu  setzen,  und  ferner  ist  die  ‘Kellerei’  Ham- 
bach und  Amt  Eschweiler  hinzuzufügen.  — Bei  Steuerumlagen  (z.  B.  1539,  1544)  erscheinen  gelegentlich  als 
besondere  Bezirke:  Zur  Wehe,  Inden,  Linnich,  Hochkirchen  u.  a.  Die  beiden  erstem  werden  noch  1587  bei 
Umlage  von  Schützencontingenten  als  besondere  Kreise  behandelt. 

2)  Es  sind  die  bei  Büsching  VI  S.  119  angeführten  9 Städte,  zu  denen  für’s  16.  Jahrhundert  Glad- 
bach hinzukommt. 

3)  Es  sind  Remagen,  Sinzig,  Geilenkirchen,  Gängelt.  Sittard,  Süstern,  Heinsberg,  Dalen,  Dülken, 
Montjoie.  Nideggen,  Wassenberg,  Brüggen,  Süchtelen.  — Letzteres  doch  nur  als  „Veste  ind  Kirspell“  im  Jahr 
1496.  (Lacomblet,  ürkundenbuch  IV  n.  474.) 
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vorteilhaftesten  Lage  befanden  sich  unter  den  bezeichnetcn  Liegenschaften  die- 
e als  Freigüter  bezeichnet  werden.  Es  sind  Besitzungen,  die  sich  aliervvärts  in 
i Bezirken  finden,  oft  von  sehr  bescheidenem  Umfang  bis  herab  zu  wenigen  oder 
einzigen  Morgen,  welche  aber  mit  den  adelichen  und  geistlichen  Gütern  das 
Befreiung  von  Abgaben  und  Diensten  teilen.  Ihnen  am  nächsten  stehen  diejenigen 
le  und  Plätze,  sowol  in  den  Städten  wie  in  den  Dörfern,  welche  ihrem  Besitzer 
ilich  zugehören,  aber  zugleich  mit  Abgaben  und  Diensten  belastet  sind,  deren 
nso  verschieden  ist,  wie  ihr  Ansatz.  Weiter  nach  unten  folgen  endlich  die  in 
Pacht  oder  des  Lehens  ausgegebenen  Ländereien  und  Gebäude.  Die  Pacht 
als  erbliche,  teils  als  zeitliche;  als  Dauer  der  Zeitpacht  finde  ich  bei  den  Wiesen 
skirchen  zwölf  Jahre  angegeben  ^);  der  Zins  scheint  von  Ackerland  in  der  Regel 
DU  Wiesen  (Benden)  in  Geld  gezahlt  zu  sein.  Ein  besonders  einträglicher  Gegen- 
htungeu  waren  die  Mühlen.  Die  Lehengüter  oder,  wie  sie  in  den  nach  der  Maas 
Gebieten  genannt  werden  =*),  die  Latengüter  unterscheiden  sich  von  den  Erb 
lit  denen  sie  bei  allgemeiner  Bezeichnung  übrigens  öfter  zusammengeworfeu  wer- 
dass  ihre  Besitzer  sowol  kraft  grösserer  Mannigfaltigkeit  der  Abgaben  und 
Is  auch  in  ihrer  rechtlichen  Stellung  enger  an  den  Verleiher  gebunden  sind, 
gaben,  welche  diese  bäuerlichen  Lehensleute  zahlen,  ist  die  eigentlich  charakteri- 
der  Regel  an  dem  Lehen-  oder  Latengut  haftende  Kurinode,  ein  Naturalzins, 
Tode  des  Lehenträgers  von  den  Erben  des  pflichtigen  Gutes  zu  erlegen  ist.  Für 
Stellung  des  Beliehenen  ist  es  massgebend,  dass  eine  Gruppe  von  Lehengtitern 
Tcnhof  verbunden,  und  hier,  wenn  das  Verhältniss  regelrecht  ausgebildet  ist,  ein 
rieht  gehalten  wird.  Es  sind  dies  die  Hofgerichte  oder  Latbänke,  welche  als 
0 ihre  Competenz  auf  diejenigen  Angelegenheiten  freiwilliger  und  streitiger  Ge- 
irstrecken,  die  sich  aus  den  Pflichten  und  Rechten  der  Lfihengüter  und  Lehens- 
: bald  in  der  Art,  dass  ihre  Competenz  innerhalb  der  bezeichnetcn  Grenzen  doch 
ucirt  und  beschränkt  erscheint,  bald  in  solcher  Ausdehnung,  dass  sie  darüber 
tegelmässig  gehört  es  zu  den  Befugnissen  dieser  Gerichte  und  ihrer  Schöffen  oder 
, die  fälligen  Kurraoden  festzusetzeu. 

0 verschieden  gearteten  Besitzungen  der  Bauern  und  Bürger  stehen  nun  als  die 
Masse  des  Grundbesitzes  die  Güter  der  Geistlichen  und  Adelichen  gegenüber. 


längste  Zeit  der  Jahreszahl  nimmt  das  Jiilicher  Landreclit  von  1537  dreissig  Jahre  an  (Archiv 
te  des  Niederrheins  I S.  125.) 

Lacomblet  im  Archiv  für  die  Gesch.  des  Niederrheins  III  S.  301,  302. 

rdings  nicht  immer.  Von  den  Latengütern  in  Bülken  z.  B.  heisst  es:  etliche  „gelden  chui- 
3ren  aber  nichts  dann  ihren  gewehnlichen  Zins.“  (Archiv  III  S.  331.)  Ebenso  stebt  es  mit 
des  Hofes  Lüppenau  (S.  345).  Nach  demselben  Princip  teilen  sich  die  bäuerlichen  Latengüter 
.ach  dem  Weistum  von  1412  in  „kurraoedige  gueder“  und  „tinsguyder“  (Archiv  VII  131  fg.) 
rfte  es  aber  wol  festzuhalten  sein,  dass,  wo  Kurmode  vorkommt,  kein  blosses  Pacht-,  sondern 
liss  vorhanden  ist. 
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Nach  Wirtschaft  und  Inhaber  kauu  mau  sich  diese  Liegenschaften  in  zwei  verschiedene  Hälftcu 
geteilt  denken:  auf  der  einen  Seite  kleinere  Güter  und  Parcellen,  welche  zu  Leben  oder  Pacht 
gegeben  sind,  ganz  wie  die  vom  Laudesherni  verpachteten  oder  verliehenen  Landstücke:  auf 
der  anderen  Seite  grössere  Güter  mit  dem  Mittelpunkt  eines  Hofes.  Der  Umfang  dieser  grös- 
seren Hofgüter  ist  .sehr  verschieden,  aber  regelmässig  nicht  sehr  gross.  In  dem  Kirchspiel 
Oberaussem  z.  B.  im  Amt  Bergheira,  finde  ich  als  geringsten  Satz  GO  Morgen  Ackerland,  als 
höchsten  232  Morgen.  In  dem  ganzen  Amt  Bergheim  habe  ich  als  höchsten  Satz  420  Morgen 
Ackerland  (Gut  eines  v.  Harf  aus  Geilenkirchen  im  Kirchspiel  Niederaussem)  bemerkt.  Selbst- 
verständlich umfasst  aber  der  Besitz  der  reicheren  Adelichen  oder  Geistlichen  mehrere  solcher 
zerstreut  liegender  Höfe.  Für  die  Finauzverwaltung  kam  es  vor  allem  in  Betracht,  ob  solche 
geschlossene  Hofgüter  von  dem  Besitzer  selbst  oder  von  Andern  bewirtschaftet  wurden.  Das 
erstere  war  regelmässig  der  Fall  bei  einem  Teil  der  den  Adelichen  gehörenden  Ländereien 
während  für  die  Besitzungen  der  Geistlichen  — wenn  man  nämlich  von  den  bescheidenen  An- 
teilen der  Pfarreien,  kleinen  Hospitäler  u.  dgl.  absieht  — also  für  die  Besitzungen  der  geist- 
lichen Stifter  und  Klöster,  die  Regel  gilt,  dass  sie  von  fremden  Händen  bewirtschaftet  werden. 
Die  Form,  in  welcher  der  Adeliche  oder  Geistliche  sein  grösseres  Gut  der  fremden  Benutzung 
übergab,  war  abermals  diejenige  der  Pacht,  und  zwar  dürfen  wir,  wenn  ich  nicht  einzelne  Beispiele 
zu  rasch  verallgemeiuere,  in  dem  Pächter  eines  derartigen  Hofes  mit  zugehörigem  Gute  den  in 
den  Acten  allenvärts  erscheinenden  Halfen  oder  Halfmaun  oder  Halbwinuer  erkennen.  Ob  der 
Zins  dieser  Halfen  überall  nach  dem  Massstab  der  Halbpacht  geregelt  war,  ist  ungewiss,  in 
einzelnen  Fällen  wird  es  aber  ausdrücklich  bezeugt^).  Unter  den  verschiedenartigen  Pächtern 
waren  die  Halfen  jedenfalls  die  angesehensten. 

Der  Grundbesitz  der  Geistlichen  erhielt  einen  eigentümlichen,  für  die  Finauzverwaltung 
sehr  bedenklichen  Charakter,  einerseits  durch  seine  unverhältuissmässige  Grösse,  da  er  Com- 
plexe  iu  sich  schloss,  welche  iu  der  Verbindung  von  Hotgut  mit  Pacht-  und  Lehensgütchen 
ganze  Dörfer  umfasste,  anderseits  durch  die  Unabhängigkeit  seiner  Eigentümer,  da  gerade  die 
reichsten  unter  denselben  ausländische  Geistliche  waren.  In  erster  Reihe  standen  da  die  Cöluer 
Stifter,  vor  allem  das  Domcapitel  und  die  Stifter  von  St.  Gereon  und  Maria  im  Capitol;  nächst 
ihnen  kamen  die  reichsunmittelbaren  Aebte  von  Corneli-Müuster  und  Prüm,  und  weiter  dann 
eine  stattliche  Reihe  benachbarter  Klöster  und  Stifter.  Mit  diesen  Geistlichen  konnte  sich  unter 
dem  weltlichen  Adel  nicht  die  einheimische  Ritterschaft  an  Reichtum  und  Macht  vergleichen, 
sondern  höchstens  ein  Bestandteil,  von  dem  bisher  wegen  seiner  abgesonderten  Stellung  uueh 
nicht  die  Rede  gewesen  ist,  die  sogenannten  Unterherren.  Es  ist  Zeit,  dass  wir,  um  eiuen 
vollständigen  Ueberblick  zu  gewinnen,  auch  diese  in  den  Kreis  unserer  Betrachtung  ziehen  -). 

Im  18.  Jahrhundert  zählte  man  als  Unterherriiehkeiteu  21  lehenbare  und  22  allodiale 
Herrschaften.  Ihre  Besitzer  waren,  mit  Ausnahme  des  Abtes  von  Steinfeld  als  Uuterherrn  von 

1)  In  einem  Bericht  über  die  freien  Güter  des  .4intes  Caster  heisst  es  z.  B.  von  dem  Halfen  eines 
adelichen  Guts  zu  Frankeshofeu:  er  gebe  jährlich  „40  Malter  Kuggen  umbtrent.  na  der  Halfscheit  zo  rechnen**. 
Von  einem  Bittergut  zu  Keienberg:  es  sei  „zo  Halfscheit  uisgedaiu**. 

2)  lüe  folgenden  Angaben  aus  der  Knapp'schen  Sammlung  (Düsseldorfer  Archiv)  VII.  VIII.  und  aus 
den  angef.  Programmen  des  Gr.  Mirbach. 
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Wildenburg,  si  mmtiich  weltlichen  Standes.  Die  Grösse  der  Besitzungen  war  sehr  verschieden: 
der  Unterherr  von  Frenz  z.  B.  besass  ein  Schloss  und  ein  Gut,  der  von  Maubach  ein  ganzes 
Dorf,  der  von  Dreiboru  17  Dörfer  ganz  und  5 zum  Teil.  Das  unterscheidende  Merkmal  der 
Unterherrschai  en  war  ihre  grosse  Selbständigkeit  innerhalb  der  landesfUrstlichen  \ erwaltung. 
Man  betrachte’  e sie  als  Unterabteilungen  des  Amtes,  aber  nicht,  wie  die  sonstigen  adelichen 
und  geistliche]  Güter,  zugleich  des  Untergerichtes.  Denn  das  bedeutendste  ihrer  Vorrechte 
war  eben  der  Besitz  einer  eigenen  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz. 

In  eil  er  ähnlich  exemten  Stellung  wie  im  18.  Jahrhundert  erscheinen  die  Unterherr- 
schaften auch  schon  im  sechszehnten,  aber  es  scheint,  dass  im  einzelnen  ihre  Verhältnisse 
noch  weniger  bestimmt  waren.  In  Steueracten  der  Jahre  1542,  1544  und  1548  habe  ich  57 
Unterherrschauen  gezählt  1),  darunter  solche,  welche  aus  mehreren,  später  wieder  getrennten 
Herrschaften  1 estehend,  nur  als  eine  einzige  gerechnet  werden’^),  anderseits  wieder  eine  grosse 
Anzahl  von  s-  Ichen,  die  nachher  als  blosse  Grundherrschaften  erscheimm  % und  schliesslich 
noch  einige,  leren  Zugehörigkeit  zum  Jülicher  Territorium  im  18.  Jahrhundert  bestritten  oder 
verneint  wurd  i ^).  Trotz  dieser  Unbestimmtheiten  im  einzelnen  wird  man  aber,  wenn  man 
sich  die  Eint  llung  des  Jülicher  Landes  vollständig  veranschaulichen  will,  daran  festhalten 
müssen,  dass  schon  im  16.  Jahrhundert  innerhalb  des  Amtes  eine  doppelte  Abteilung  bestand: 
die  Hauptbez  rke  der  herzoglichen  Untergerichte  und  daneben,  gleichsam  als  Spielarten,  die 
Unterherrscha  t’ten  oder  Unterherrlichkeiten. 

Nachi  em  die  Verteilung  der  Verwaltungskreise  und  des  Grundbesitzes  durchmustert 
ist,  muss  nc  3h  die  zweite  der  im  Eingang  gestellten  Fragen,  wie  sich  nämlich  der  Grund- 
besitzer zum  Grundbesitz  verhielt,  beantwortet  werden,  oder  eigentlich,  da  von  den  Unter- 
schieden des  idelichen  und  geistlichen  Gutes  auf  der  einen,  des  bürgerlichen  und  bäuerlichen 
auf  der  andei  n Seite,  ferner  des  abhängigen  Besitzes  der  Pächter  und  Lehensleute  und  des 
selbständigen  Eigentums  der  Gutsherrn  bereits  gesprochen  ist,  nur  noch  die  Frage,  wie  der 
kleine,  bürge  -liehe  oder  bäuerliche  Besitzer  sich  zu  Grund  und  Boden  verhielt,  in  wie  weit 
sein  Gut  gros  ä oder  klein,  zersplittert  oder  geschlossen  zu  sein  pflegte.  Auf  den  ersten  Blick 
scheint  diese  Frage,  wenigstens  hinsichtlich  der  Dörfer  und  Dorffluren,  leicht  zu  lösen  zu  sein. 
Wo  ein  Dort  näher  beschrieben  wird,  da  erscheinen  als  die  Bestandteile  desselben  die  Sol- 
stätten,  d.  h.  lie  Plätze  für  Haus  und  Hof,  oder,  wie  sie  anderwärts  genannt  werden,  die  Hof- 
rechte  oder  Iielstätten  u.  s.  w.^).  Die  Solstätte  ist  Mittelpunct  des  zugehörigen  Bauerngutes, 
und  wenn  mm  nun  z.  B.  in  der  Beschreibung  des  Amtes  Bergheim  von  1669  bei  den  einzelnen 


1)  Te  cüenmacher  zählt  gar  82. 

2)  La  rensberg,  Frechen,  Wildenburg,  Bachem,  Weissweiier,  Wacheudorf  zählen  (1548  Sept.  30)  als 

eine  Unterhern  ;haft  im  Besitz  der  Erben  des  Landdrosten  Johann  v.  Palant. 

3)  Z.  L Bergheimer  Dorf,  Ichendorf  und  Wiedenfeld  als  Unterherrschaft  des  Abtes  von  Corneli-Münster. 

4)  Z.  B.  die  Grafschaft  Blankenheim,  oder  die  mit  Cöln  streitigen  Herrschaften  Harzheim,  Satzfei, 

Antweiler. 

5)  Du  -ch  Abteilung  von  dem  Hauptwohnplatz  entsteht  der  Stappelhof  oder  die  Stappelhofstatt  oder 
Stappelbostart,  auf  welcher  das  Gebäude  eine  gewisse  Grösse  haben  muss.  VonLacomblet  (Archiv  III  S.  197) 
irrig  mit  der  1 olstätte  identificirt. 
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Dii.icri:  die  Zahl  der  Solstättcn  uiul  dazu  den  Umfang  des  zugehörigen  Ackerlandes  angegeben 
iiiidet,  etwa  bei  dem  kleinen  Dorf  Zieverich  21  Solstätten  und  160  Morgen  steuerbaren  Acker- 
landes. oder  bei  dem  grossen  Dorf  Stominel  101  Solstätte  und  1324  Morgen  steuerbaren  Landes, 
so  ist  mau  versuebt,  die  Solstätte  als  liäuerliche  Haushaltung  zu  fassen  und  mit  sehr  einfacher 
Rechnung  ihr  den  verhältnissmässigeu  Teil  von  beackertem  Lande  zuzulegeu.  Aber  bei  diesem 
Ansatz  würde  man  ebenso  wichtige  als  verwickelte  Verhältnisse  übersehen. 

Um  dieselben  darzulegeii  beginne  ich  mit  den  Lehengütern.  Wenn  man  die  Bestim- 
mungen über  Lehensemi>taugniss  und  über  den  Schöffendienst  am  Hofgericht  in’s  Auge  fasst,  so 
bemerkt  man,  dass  innerhalb  eines  Lehengutes  vielfach  unterschieden  wird  zwischen  den  „Par- 
teien“, welche  das  Out  besitzen,  und  dem  „Lehenmann“  oder  „Vorgänger“,  welcher  im  Namen 
jener  die  bezeichneteii  Pflichten  wahrnimmt-).  Der  Vorgänger  gehört  nicht  notwendig  zu  den 
Besitzern;  als  eine  vorgeschobene  Person  kann  er  ein  blosser  Mietsmann  (Heuerling)  sein 3). 
Die  Besitzer  sell)er  teilen  sich  in  mannigfacher  Weise,  ln  Schönau  und  Mahlberg  z.  B.,  im 
Amt  Jlünstereifel,  hat  der  Herzog  fünfzehn  verliehene  kurmodige  Güter.  Auf  einem  einzigen  derselben 
sind  berechtigt  drei  „Stümiiie“  oder  „Parteien“.  Ein  solcher  Stamm  ist  nicht  etwa  bloss  eine 
Familie,  sondern  innerhalb  desselben  tritt  vielfach  zu  dem  Ilauptbesitzer  noch  der  „Gedeling“ 
oder  „Consorte“  hinzu.  Also  ein  ganzer  Schwarm  auf  einem  Oute.  Und  dabei  sind  diese 
Complexe  nicht  gross:  ein  kurmodiges  Schöftengut,  sagt  ein  Weistum  von  Pulheim^),  umfasst 
eine  Hufe  von  60  Morgen  Ackerland;  daneben  giebt  es  {nicht  schöffenbare)  halbe  Hufen  von 
30  Morgen.  Dieselben  Verhältnisse,  die  so  auf  den  Lehengütern  erscheinen,  wiederholen  sich 
auf  anderen  Bauerngütern.  Für  die  Gerichte  Tondorf  und  Schönau  z.  B.  im  Amt  Münstereifel, 
liegt  mir  ein  Verzeichniss  von  bäuerlichen  Besitzungen  vor,  die  gewiss  nur  zum  Teil  lehenbar 
waren:  auch  hier  erscheinen  zusammen  der  Hauptbesitzer  und  sein  Gedeling  oder  anderseits 
der  Haupterbe  und  seine  enterben,  und  vielfach  machen  sie  wieder  nur  eine  Partei  neben  einer 
t)der  mehreren  aus. 

Erstauut  wird  mau  hier  fragen,  wie  denn  aber  eine  solche  Zerstückelung  des  Grund- 
besitzes die  Möglichkeit  des  Unterhaltes  für  die  Teilhaber  übrig  Hess.  Es  tindet  sich  ein 
Correctiv  in  dem  Umstand,  dass  ein  und  derselbe  Bauer  mehrere  Besitzungen  und  Besitzanteiie 
vereinigte.  So  besitzt  z.  B.  der  „lange  Pitter“  in  dem  Dorf  Mahlberg  mit  seinem  Consorten 
das  „Neschen-Gut“  und  in  dem  Dorf  Schönau,  sei  es  allein  sei  es  mit  Anderen,  den  Jakobshof. 
Ein  anderer  Pitter,  genannt  Schrüfgeii,  hat  von  seinen  Eltern  ein  Gut  in  Mahlberg  mul  andere 
Besitzungen  in  der  „Walpagli“.  Be.sonders  erleichtert  wurde  diese  Vereinigung  durch  die  zahl- 
reichen Pachtungen,  weiche  sieh  meistens  auf  kleinere  LamlstUcke  bezogen  und  folglich  allein 


1)  Für  das  Folgende  ist  zum  Vergleich  heranzuziehen  .Maurer,  Frohnhöfe  IV  S.  32o  fg. 

2)  Vgl.  z.  B.  Archiv  III  3.  317  Uber  Fischenich  und  Weiler,  VII  2S  über  Geyen. 

3)  Vgl.  Arcliiv  III  S.  31b  über  Geyen,  S.  315  über  Pulheim. 

4)  Archiv  VII  S 20.  Auf  ein  ]\Iass  von  30  Morgen  tÜhrt  es,  wenn  im  Amt  Euskirchen  für  das  kur- 

modige Reusslieimer  Land  ein  Ackermass  von  7^'o  Morgen  als  .,Viertel“  bezeichnet  wird.  Allerdings  war  in 
Euskirchen  das  Mass  von  ^ Morgen  nur  noch  ein  ideales,  da,  wie  im  2.  Abschnitt  gezeigt  wird, 

dass  Rcussheimer  Land  dort  in  lauter  kleine  Parcelleii  zersprengt  war. 
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ihren  Mann  i iciit  ernähren  konnten.  8o  gab  es  z.  B.  in  dem  Dorf  Elsicli  bei  Euskirchen  1212 
Morgen  her/.'  glicher  Ländereien,  die  in  Erbpacht  an  85  Personen  ausgethau  waren,  also  im 
Durchschnitt  ingefähr  14^/4  Morgen. 

Es  li  gt  auf  der  Hand,  dass  unter  solchen  sich  durclikreuzenden  Hesitzverhältnissen 
der  bäuerlich  j Grundbesitz  sich  nicht  durch  Geschlossenheit,  sondern  durch  Zerrissenheit  kenn- 
zeichnetc.  l ie  Kegierimg  scheint  diesen  Verhältnissen  denn  auch  entgegengetreten  zu  sein, 
ln  der  Jülich  clevischeu  Polizeiordnung  von  1558  tindet  sich  ein  Artikel*),  welcher  die  unge- 
teilte Vererbu  ig  der  herzoglichen  ,,Sadel-,  Schatz-  und  DienstgiUer“  anordnet,  eine  Bestinmmng, 
welche,  so  weit  es  sich  um  Jülich  handelt,  nicht  als  Bestätigung  des  geltenden,  sondern  als 
Versuch  zur  \.nbahnung  eines  neuen  Rechtes  aufzutassen  ist. 

Ich  s ;hliesse  meine  einleitende  Uebersicht,  indem  ich  endlich  noch  auf  einen  Punct  hin- 
weise,  der  ZV  ar  mit  den  bisher  au.seiuandergesetzten  Verhältnissen  nur  in  losem  Zusammenhang 
steht,  für  das  V^crständniss  der  Finauzverwaltung  im  ganzen  aber  von  entscheidender  Bedeutung 
ist,  nämlich  auf  die  Zahl  der  Bevölkerung.  Zweimal  sind  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts die  erwachsenen  Einwohner  des  Herzogtums  Jülich  gezählt  worden,  zum  ersten  Mal 
im  Jahr  153ä  als  die  Mittel  der  vom  Regensburger  Reichstag  bewilligten  Türkenhülfe  von 
40000  Mann  F.  und  8000  Mann  z.  Pf.  in  den  einzelnen  Territorien  aufzubringen  waren,  das 
zw'eite  Mal,  tls  der  Speirer  Reichstag  von  1544  gegen  Türken  und  Franzosen  die  der  sechs- 
monatlichen  Besoldung  eines  Heers  von  24000  Mann  z.  F.  und  4000  z.  Pf.  entsprechende  Geld- 
summe bewi  ligt  hatte.  In  beiden  Fällen  suchte  man  das  auf  Jülich  fallende  Contingent 
aufzuhringen  indem  mau  in  den  einzelnen  Aemtern  die  Communieanten  aufzeichnete  und  dann 
auf  jeden  eii  e kleine  Kopfsteuer  legte.  Als  Gesammtzahl  ergab  sich  im  Jahr  1532  der  Satz 
68900.  Als  I lau  im  Jahr  1544  sieh  zu  der  zweiten  Zählung  auschickte,  waren  eben  die  entsetz- 
lichen Verwt  stungeu  des  geldrischen  Erbfolgekriegs  über  das  Land  gekommen,  und  im  Hin- 
blick auf  dieselben  sagte  ein  Gutachten  herzoglicher  Räte  voraus;  „dieweil  nun  Viele  gestorben 
und  Viele  ve  branut,  erachtet  man,  dass  der  Uebrigen  noch  wol  50,000  sein  werden“.  In  der 
That  kamen  uicht  mehr  als  51231  heraus.  Indess  bei  näherem  Zusehen  zeigt  es  sich  doch, 
dass  dieser  i usfall  nur  teilweise  auf  Rechnung  des  Krieges  kommt.  Man  liatte  bei  der  neuen 
Zählung,  abveicheud  von  der  älteren,  die  ünterherrlichkeiten,  ja  sogar  den  Adel  und  sein 
Hausgesinde  übergangen.  Schon  aus  diesem  Grunde  wird  man  bei  einer  Berechnung  der 
Jülicher  BeV'  Ikeruiig  nicht  die  jüngere,  sondern  die  ältere  Zahl  von  68900  zu  Grunde  legen. 
Bei  weiterer  Verwertung  derselben  darf  mau  aber  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  die  von  den 
Pfarrern  voi*|  enommene  Zählung  schwerlich  eine  ganz  vollständige  war,  ferner,  dass  unter  den 
Stürmen  der  Reformation,  bei  dem  Streit  über  das  Abendmahl  unter  einer  oder  beiden  Gestalten 
sich  gewiss  viele  Gemeiudemitglieder  der  Communion  in  ihrer  Pfarre  enthielten  und  nicht 
gezählt  wurd  3u.  Ausserdem  sind  oifeubar  die  Geistlichen  nicht  niitgezählt.  da  sie  sowohl  im 
Jahr  1532  all  1544  einer  besonderen  Steuer  unterworfen  sind.  Man  wird  demnacli  die  Zahl 
der  68900  u a ein  nicht  Unbedeutendes  nach  oben  abrunden  müssen.  Eine  fernere  Frage  ist 


1)  S.  37  der  Originalausgabe. 
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sodann,  wo  die  Altersgrenze,  welche  die  Coniniunicanten  von  den  noch  nicht  zur  Communion 
Geführten  scheidet,  anzusetzeu  ist.  Ich  habe  in  dieser  Beziehung  in  den  Cölner  Coiieilien  des 
16.  Jahrhunderts  vergeblich  nach  näheren  Bestimmungen  gesucht i);  mir  in  dem  benachbarten 
Camhray  linde  ich  zum  Jahr  1550  die  Festsetzung,  dass  die  Communion  nicht  vordem  10.  Jahr 
gespendet  werden  dürfe^^).  Wenn  jedoch  im  folgenden  Jahrhundert  eiu  Cölner  Concil  von  1662 
der  Ansicht,  man  solle  mit  der  Communion  bis  zum  16.  Jahr  warten,  entgegentritt,  und  ein 
Concil  zu  Gent  von  1650  eine  ähnliche  Bestimmung  erlässt^),  so  deutet  das  auf  die  Neigung, 
die  Kinder  spät  in  die  Zahl  der  Communieanten  einzureihen. 

.^Nach  diesem  allen  kann  es  sich  um  eine  genaue  V^erauschlagung  der  Jülicher  Bevöl- 
kerung mellt  handeln.  Nicht  gar  zu  weit  wird  mau  jedoch  von  der  Wahrheit  bleiben,  wenn 
mau  die  Ziffer  der  Communieanten  auf  etwas  über  70000  ahruudet,  für  die  Nichtcommunicanteii 
die  Altersgrenze  von  12  Jahren  anuimmt  und  ihre  Anzahl  auf  25  Proeeiit  der  Bevölkerung 
verauschlagt.  Man  käme  dann  auf  eine  Eiiiwolmerzabl.  die  zwischen  00  und  100000  steht  und 
aut  die  Jülicher  Aemter  mit  Ausnahme  vou  Neuenahr,  Remagen  (nebst  .Sinzig)  und  den  zu  deu 
Laudessteueru  nicht  heraiigezogeiieii  Aemtern  Tomberg  und  Wassenberg  zu  verteilen  ist.  Die  Zahl 
der  aut  die  Qiiadratmeile  komiiieiideu  Einwohner  würde  sich  iu  der  Nähe  des  Betrags  von  1.500 
linden:  ein  \ crhältiiiss,  dem  sich  auch  andere  Bevölkerungsaiigabeii  aus  dem  westlichen  und  süd- 
lichen Deutschland  fiir’s  16.  Jahrhundert  nähern-*}.  Zum  Schluss  nur  noch  die  Bemerkung,  dass  die 
Jülicher  Bevölkerung  eine  vorwiegend  ländliche  war.  Grössere  Städte  fehlten.  Wie  es  mit  der 
Einwohnerzahl  der  vier  Hauptstädte  beschaffen  war,  mag  man  daraus  entnehmen,  dass  in  Düren, 
der  grössten  derselben,  alle  watteiifäliigeii  Einwobiier  zur  Biirgerwehr  verpflichtet  waren und 


1)  \ur  von  der  Firmung  sagt  das  von  1.Ö36,  sie  solle  nicht  vor  vollendetem  7.  Jahr  gespendet  werden 
(Ha  rtzheim  VII,  S.  9.) 

2)  Ilartzheim  VII  S.  700. 

3)  Hartzheim  IX  S.  987,  708. 

4)  In  Baiern  auf  ca.  500  Quadratmeileu  Ende  des  16.  Jahrhunderts  Ansatz  von  120816  Waffenfä- 
Ingen  (Freyberg,  Gesell,  der  bair.  Gesetzgebung  I S.  3.  Anm.  Ueber  die  daselbst  untergelaufene  Verwech- 
selung vgl  V.  Aretin,  Baierns  ausw.  Verhältnisse  S.  U9  Anm.),  d.  h.  120,816  männliche  Einw.  zwischen  18 
u^nd  60  Jahren  (Molf,  .Maximilian  B.  I S.  282  Anm.),  oder  zwischen  18  und  50  Jahren  (A.  a.  0.  S.  299). 
Die  letztere  Annahme,  dass  .50  Jahre  die  Grenze  bildeten,  ist  wahrscheinlicher.  - Der  ganze  Ansatz  ist  ein 
ungefährer  und  wird  ergänzt  durch  die  andere  Angabe,  dass  sich  in  Baiern  im  Jahr  1619  160000  Feuerstätten 
befanden  (Freyberg,  a.  a.  0.  S.  51).  _ Auf  Niederhessen  rechnet  Rommel  (Gesch.  Hessens  V ,S.  625) 
llOQuadratmeilen.  Aut  diesem  Gebiet  zählte  man  unter  Abrechnung  der  niederen  Grafschaft  Katzeiieilenbogen  (5V, 
ynadratmeilen  S.  626  Anm.  119,  bleiben  also  lOl*/»  Quadratmeilen)  im  Jahr  1585  34805  Familien  (Rommel 
V S.  2,2  E.)  - In  dem  geistlichen  Fürstentum  Hallierstadt,  das  etwa  37  Quadratmeilen  umfasste  zählte 
man  jedoch  im  Jahr  1589  noch  keine  9000  Hauswirte  (nämlich  8842,  zu  denen  die  von  Wegeleben,’  welche 
fehlen,  hmzuzufugen  sind.  Vgl.  Nebe,  lürchenvisitationen,  Geschichtsquellen  der  Provinz  Sachsen  XII.  Die 
dortigen  Angaben  für  1564  sind  nicht  brauchbar,  weil  viele  Orte  fehlen). 

5)  Bonn,  Rumpel  und  Fischbach,  Materialien  z.  Gesch.  Dürens  S.  146. 


' * 


— 12  — 


diese  Bürge  wehr  im  Jahr  doch  uur  500  Manu  ziihlte^j,  dass  in  Euskirchen,  der  kleinsten 
derselben,  »ei  der  Zählung  von  1544  unter  vennuthlicher  Eiurechnuiig  der  16  Gehöfte  von 
Wüschheiiu  und  Kessenich  600  Cominunicanten  ermittelt  wurden'“). 


n.  Die  lürstliclie  Finanzverwiütimg. 

Einkünfte,  auf  denen  die  Finanzverwaltung  deutscher  Fürstentümer  im  16.  Jahr- 
uhte,  püegten  in  ordentliche  und  ausserordentliche  geschieden  zu  werden.  Zu 
mete  mau  solche  Gefälle,  die  ausschliesslich  unter  Autorität  des  Fürsten  erhoben 
tet  wurden,  zu  letzteren  dagegen  die  Einnahmen,  welche  von  den  Laudstäuden 
irden  und  nach  ihrer  Natur  und  Verwaltung  sich  von  den  anderen  streng  unter- 
)ie  ordentlichen  Einkünfte  des  Fürsten  waren  begründet  und  geordnet  in  den  Zeiten 
ation  fürstlicher  Güter-  und  Landesverwaltung,  ihrem  Ursprung  nach  reichten  sie 
t das  Mittelalter  zurück.  Indem  unsere  Betrachtung  sich  ihnen  zunächst  zuwendet, 
unser  Augenmerk  auf  die  Aemter  richten;  denn  die  Aemter  waren  die  Stätte,  in 
imtliche  ordentliche  Einnahmen  erhoben  und  verrechnet  wurden, 
der  Spitze  der  Amtsverwaltung  stand,  wo  das  Amt  vollständig  organisirt  war  und 
jsse  Vogtei  oder  Kellerei  ein  unvollständiges  Bcanitenpersonal  hatte,  der  herzog- 
inn.  Unter  ihm  waren  als  die  ausführeuden  Organe  der  Finanzverwaltung  der 
er  Kellner  thätig.  Je  nachdem  nun  bestimmte  Einnahmen  von  dem  einen  oder 
ben  wurden,  konnte  mau  z.  T.  sclutn  einen  Schluss  auf  ihren  Ursprung  und  ihre 
1.  üer  Vogt  war  vor  allem  ein  gerichtlicher  Beamter.  Ihm  fiel  daher  die  Hebung 
eben  Gefälle,  besonders  der  Wedden  oder  Brächten  zu,  ihm  aber  lag  zugleich  die 
er  wichtigsten  Geldabgabe,  der  Mai-  und  Ilerbstschatzuug  ob.  Diese  Schatzung  als 
, welche  demjenigen  zusteht,  der  in  dem  betreffenden  Gebiete  die  Vogtei  besitzt, 
dem  Umkreis  des  späteren  Herzogtums  Jülich  bereits  im  12.  Jahrhundert 3).  Eiu- 
aehrichten  über  ihre  Natur  erhalten  wir  aus  der  benachbarten  Grafschaft  Berg, 
sie  als  nicht  bloss  analoge,  sondern  im  wesentlichen  gleiche  Abgabe  vorkommt. 

, a.  0.  S.  145.  Die  daselbst  S.  260,  331  angeführte  Angabe  dürfte  auf  Uebertreibung  beruhen, 
väreii  die  338  angeführten  1200  lutherischen  Cominunicanten,  zu  denen  aber  auch  Umwohner 
mögen. 

cten  der  Communicantensteuer.  Die  Stadt  Jülich  zählte  innerhalb  des  grossen  Amtes,  dessen  Mittel- 
ete.  Mit  diesen  zusammen  ergaben  sich  6606  Communicanteu. 

irzichtleistung  des  Vogtes  von  Münstereifel  auf  die  aimualis  exactio  1107  {Mittelrhein.  Urkuuden- 
l.)  Weitere  Zeugnisse  vom  Ende  des  13.  Jahrhunderts  bei  Lacomblet,  Urkundcnbucii  II  u. 
ileitung  dieser  Urkunde  von  1291  wird  man  in  der  Urkunde  von  1200  (n.  013)  zw’ei  Rechte  von 
Herkunft  unterscheiden:  1.  die  2V.,  Hufen  Landes,  welche  der  dort  genannte  Kölner  Bürger  dem 
m von  Jülich  (Bergheim),  und  dieser  an  das  Cäcilienstift  verkauft;  2.  die  auf  jenen  Ländereien 
io  vel  precaria  tarn  in  Maio  quam  in  autumpno,  welche  dem  Wal r am  als  Vogt  von  Bergheim 

1)  von  Alters  her  zusteht  und  die  er  nun  dem  Cäcilienstift  abtritt. 
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Mau  erkennt,  dass  sie  dort  spätestens  seit  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  U bestand  und  nicht 
auf  vereinzelte  Stücke  des  Landes,  sondern  über  das  gesammte  Territorium  ausserhalb  der 
Städte^)  verteilt  war,  so  zwar,  dass  gewisse  Personen  und  Cor]»oratiouen  davon  frei,  andere 
ihr  unterworfen  waren.  Ausdrücklich  wird  sie  als  eine  Abgabe  bezeichnet,  welche  mit  der 
Vogtei  in  Zusammenhang  steht:  denn  die  Steuerpflichtigen  heissen  des  Grafen  (später  „Herzogs“) 
Vogtleute,  ihr  Gut  des  Grafen  Vogtgut^).  Ich  will  nun  nicht  in  die  verwickelte  Untersuchung 
darüber  eintreteii,  was  mau  in  Jülich  mul  Berg  unter  Vogt  und  Vogtei  im  13.  bis  15.  Jahr- 
hundert verstand.  Genug,  dass  die  Vogtei  ihrem  Grundbegriff  nach  eine  öffentliche  Gewalt 
war,  in  der  die  Gerichtsgewalt  den  Mittelpunkt  bildete,  dass  folglich  die  Schatzung  eine 
Abgabe  war,  welche  kraft  dieser  öffentlichen  Gewalt  auferlegt  wurde. 

Im  Herzogtum  Jülich  lastete  die  Schatzung  auf  dem  unbeweglichen  Besitz,  aber  nicht 
ohne  zahlreiche  Exemtionen.  Frei  waren  die  Güter  der  privilegirten  Classeu:  also  der  Geist- 
lichkeit und  der  Adelichen,  ferner  wenigstens  der  Regel  nach  die  Besitzungen  im  Gebiet  der 
Städte“^).  Auf  dem  Lande  waren  ausserdem  die  im  ersten  Abschnitte  dieser  Arbeit  beschrie- 
benen Freigüter  der  Schatzung  entzogen.  Der  Kreis  der  schatzpflichtigeu  Güter  beschränkte 
sich  also  auf  diejenigen  Liegenschaften  des  platten  Landes,  welche  nach  der  früher  gegebenen 
Einteilung,  neben  jenen  bevorrechten  Besitzungen  bestanden  und  von  Bürgern  oder  Bauern 
bewirtschaftet  wurden.  Auch  hier  jedoch  welche  Fülle  von  Unregelmässigkeiten I Als  feste 
Regel  möchte  man  sich’s  denken,  dass  die  Lehen-,  Pacht-,  oder  Erbgüter,  welche  unmittelbar 
unter  dem  Herzog  und  seiner  Verwaltung  standen,  schatzbar  waren,  dass  dagegen  die  Paclit- 
und  Lehengütchen,  die  unter  einem  adelichen  oder  geistlichen  Grundherrn  standen,  an  der 
Steuerfreiheit  der  adelichen  und  geistlichen  Besitzungen  Anteil  nahmen.  In  Wirklichkeit  aber 
waltet  hinsichtlich  der  Liegenschaften  letzterer  Art  gar  kein  einheitlicher  Grundsatz:  bald  sind 
sie  schatzpfiiehtig  bald  sind  sie  frei.  Die  fast  ausnahmslos  anerkannte  Freiheit  des  adelichen 
und  geistlichen  Besitzes  gilt  mit  Sicherheit  nur  von  jenen  geschlossenen  grösseren  Gütern,  die 
vom  Herrn  selbst  oder  von  seinem  Halfen  bewirtschaftet  werden. 


1)  Lacomblet,  U.  B.  II  n.  107.  Es  ist  die  cxactio  oder  Schatzung.  Zu  unterscheiden  davon  ist 
die  petitio  autumnalis  oder  Herbstbede,  auf  die  ich  nicht  eingehe. 

2)  Heber  Befreiung  der  Städte  vgl.  Lacomblet,  ü.  B.  II  n.  107,  696,  846  etc. 

3)  U.  B.  III  n.  681,  745,  IV  u.  27,  156. 

4)  Die  Stadt  Jülich  zahlte  au  Mai-  und  Herbstschatzung  je  10(H»  Mark  (1  Gulden  = 4 Mark).  Die 
drei  anderen  Hauptstädte  waren  von  der  Schatzung  frei.  Von  Münstereifel  heisst  es  in  dem  Lagerbuch; 
„Der  Schatz,  ausgesclieiden  Reichs-,  Land-,  Türken-  und  ungewöhnliche  Stewrn,  kumpt  der  Stat  zu.  dergleichen 
alle  Accisen“.  — Düren  zahlte  eine  von  der  Schatzung  wol  zu  unterscheidende  Abgabe  in  runder  Summe,  die 
sogen.  Monatsgeider.  (Materialien  zur  Geschichte  Dürens,  von  Bonn,  Rumpel  und  Fischbach.  Düren  1835.  S. 
177.)  — Euskirchen  zahlte  jährlich  40  Mark  aus  „dem  Schaitz,  so  der  Burgemeister  jeders  Jairs  van  den 
Bürgern,  dergleichen  van  den  Uswendigen,  so  in  der  Hoicheit  Lendereien  und  Erftzale  haben^^,  erhebt  (Rechnung 
1560  61.).  Diese  Abgabe  war  1302  begründet,  als  bei  Erteilung  städtischer  Freiheit  die  Schatzung  aufgehoben  wurde. 
{Katzfei,  Münstereifel  II  S.  56.)  Das  Städtchen  Berglieim  ist  scheinbar  mit  einer  Schatzung  von  180M.  belastet; 
aber  dieselbe  wird  von  den  Dörfern  Thorr  und  Zievericli  gezahlt,  welche  zum  Gericht  Bergheini  gehören. 
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Umlage  der  tiehatzuug  war  so  geordnet,  dass  feste  Summen  auf  ein  oder  mehrere 
gt  waren,  innerhalb  deren  wieder  die  einzelnen  Grundstücke  und  Häuser  belastet 
it  der  Erhebung  der  Schatzung  und  Gerichtsgelder  waren  die  Eiunahmegeschäfte 
beendet. 

;leich  mannigfacher  waren  die  Einkünfte,  mit  denen  der  zweite  Beamte,  der  Kellner, 
te.  W orin  der  Gruudcharakter  dieses  Amtes  und  der  von  ihm  verwalteten  Ein- 
:aud,  erkennt  mau  daraus,  dass  er  vor  allem  die  gutsherrlichen  Gefälle  des  Herzogs, 
und  Lehenzinsen  nebst  Kurmoden,  erhob.  .Seine  Geschäftsführung  in  dieser  Bezie- 
ichts  weniger  als  einfach.  Wenn  nämlich  die  PaclitgUter,  wie  oben  bemerkt  worden 
n sich  nicht  gross  zu  sein  pflegten,  so  wurde  die  Uebersicht  über  dieselben  und 
an  zu  erhebenden  Leistungen  dadurch  noch  erschwert,  dass  sie  sich  vielfach  aus 
zerstreuten  Parcellen  zusammensetzteii.  Ich  habe  eine  Zusammenstellung  der  ver- 
ändereien  im  Amt  Euskirchen  durchgesehen;  allerwärts  begegnen  da  Stücke  von 
dnigen  Pinten  (die  Pinte  ist  Vir,  Morgen),  selten  aber  geschlossene  Stücke  von  mehr 
rgeu.  Und  zu  dieser  einen  Schwierigkeit  gesellte  sich  die  zweite,  die  in  der 
heit  und  Unhandlichkeit  der  Abgaben  lag.  Es  war  eine  verhältnissmässig  einfache 
/eim  von  verpachteten  Häusern  oder  Hausplätzeu  kleine  Geldzinse  zu  erheben,  oder 
Qt  Euskirchen  im  Jahr  1Ö45/46  von  verpachteten  Wiesen  für  den  Morgen  durch- 
in Gulden  alter  schwerer  Münze  (etwas  über  anderthalb  Gulden  Currentgeld)  zu 
Verwickelter  wurde,  wenn  nicht  die  Rechnung,  so  doch  die  Verwaltung  bei  dem 
Ackerland,  da  hier  der  Zins  regelmässig  in  Getreide  erhoben  wurde,  in  Euskirchen 
em  Satz  von  etwas  mehr  als  einem  halben  Malter  Roggen  auf  einen  Morgen  von 
vollends  schwierig  aber  wurde  Rechnung  und  Verwaltung  zugleich  bei  dem  kur- 
id,  da  hier  Abgaben  verschiedener  Art,  in  Geld  und  Naturalien  zugleich,  gelie- 
In  Euskirchen  z.  B.  hiessen  diese  lehenbaren  Stücke  „Reussheimer  (Rüdesheimer) 
s Viertel,  welches  7%  Morgen  umfasste,  hatte  zu  liefern  1 Malter  Weizen  (oder 
toggen),  6 Pfennige  alter  schwerer  Münze,  4 Eier,  V4  Huhn  und  jedes  ungleiche 
obe  Kellner  nannte  es  „Ferkeljahr“)  ein  halbes  Ferkel. 

auu  die  Plagen  eines  Euskirchener  Kellners  zu  ermessen  muss  mau  bedenken; 
von  71/2  Morgen  in  dem  Reussheimer  Land  war  ein  bloss  ideales,  in  W'irklichkeit 
ebenso  in  Parcellen  zerschnitten  wie  das  Pachtland.  Das  Pachtlaud  selber  war 
ie  oben  auseinaudergesetzt,  zerstückelt,  sondern  zerfiel  auch  in  zwei  verschiedene 
las  „Commelland“,  wovon  der  Morgen  150  Ruthen,  das  „Jüchenlaud“,  wovon  der 
Ruthen  umfasste.  Regelmässig  hatte  nun  der  einzelne  Pächter  eine  Anzahl  Par- 
l des  Jüchen-  als  des  Comniel-  als  des  Reussheimer  Landes  in  Besitz:  die  grössten 
Gesammtbetrag  vou  30  Morgen  und  einer  oder  der  andere  noch  über  diese  Grenze 
leinen  Leute  bis  hinunter  auf  1 — 2 Morgen  und  vielfach  noch  weniger.  Da  war 
1 Einzelnen  seine  Quote  in  Getreide  auszurechuen  und  der  Satz  jener  anderen 
eil  in  Geld  umzurechnen.  Eingehende  Vermessungen  und  sorgfältige  Verzeichnisse 
varen  unentbehrlich. 

andt  mit  dieser  einen  in  zahllosen  Richtungen  zerrinnenden  Quelle  fürstlicher 
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Eilinaliiiien  \\ar  eine  zweite,  ^\o  mau  in  den  Jülicber  Aeniteni  sich  unisali,  da  fand  man 
Häuser  in  den  Städten,  Hof-  oder  Feuer.stätten  in  den  Dörteru,  Aeeker  und  Wiesen  auf  dem 
Land,  auf  denen  gc^^isse  Abgal)en  in  Geld  oder  Naturalien  oder  beiden  zugleicb  lasteten.’  ihre 
Herkunft  war  verschieden  und  vielfacb  dunkel ; im  seebszebnten  Jabrbundert  konnte  mau  nur 
sa^eUj  dass  es  bci^ebiacbte  Hasten  seien,  die  sieb  von  Paebt-  und  Lehemszinsen  untersebieden. 
So  zablteu,  um  mit  einer  Stadt  zu  l)eginnen,  die  Einwobner  von  Euskireben  von  jedem  Haus 
oder  Hausplatz  das  sogenannte  „Herrenrecbt“,  nämlicb  jäbrlicb  zwei  Ka))auneu,  eiii  Hiibu  und 

0 Pfennige  schwerer  alter  Münze,  wobei  denn  die  Naturalien  in  entsprechende  Geldabgaben 
umgereebnet  wurden ').  In  dem  Dorf  Geyen  im  Amt  Bergheim  lastete  auf  jeder  Feuerstätte 
die  Abgabe  eines  Huhns,  das  mau  als  Bauebbubn  bezeiebuete;  in  dem  Dorf  Groven  in  dem- 
selben Amt  kamen  zu  den  BauebbUbnern  je  vier  Heller  Pfennig.sgeld.  Auf  den  Bauerngütern 
in  Schönau  und  Hümmel  im  Amt  Münstereifel  lag  eine  Abgabe  in  Getreide,  der  sogenannte 
Kop|)elbafer.  Es  waren  das  alles  Abgaben,  welche  zum  Teil  aus  gutsherrlieben  Rechten,  zum 

1 eil  vielleicht  auch  aus  üffentlieben  Befugnissen  des  Landesberrn  entsprungen  sein  mochten. 
Auf  das  Gebiet  unzweifelhaft  ötfentlicben  Rechtes  treten  wir,  wenn  wir  uns  zu  den  von  dem 
Kellner  verwalteten  Zöllen  nnd  Accisen  wenden. 

Zwei  Jahre  nachdem  Kaiser  Ludwig  der  Baier  den  Grafen  von  Jülich  zum  Markgrafen 
erhoben  batte,  erteilte  er  ihm  das  Recht,  nach  Belieben  in  seinen  Landen  Zölle  auf  die  au 
der  bestimmten  Zollstätte  durebgefübrten  Waaren,  Acclse  auf  die  zum  Verkauf  kommenden 
Gegenstände  zu  legen  -).  \ ou  diesem  Recht  scheint  ein  au.sgiebiger  Gebrauch  gemacht  zu  sein. 
M as  die  Zölle  augebt,  so  gab  es  z.  B.  in  dem  einen  Amt  Bergbeiin  deren  nicht  ^veniger  als 
drei 3).  Aber  freilich  dem  Ertrag  stand  im  Wege,  dass  durch  das  Herzogtum  Jülicir  keine 
grosse  Haudelsstrasse,  wie  sie  der  Rhein  Ülr  die  Herzogtümer  Berg  und  Cleve  bildete,  hin- 
diirehführte.  Jene  drei  Zölle  im  Amt  Bergheim  trugen  im  Jahr  L556/57  im  ganzen  570  Gulden 
alter  schwerer  Mürrze  oder  nach  derrr  damaligen  Curs  104.5  Grdden  ein.  Die  andre  Abgabe, 
die  Accise,  wurde  irr  Städten  und  Dörfern  erhoben  und  zwar  im  Amt  Bergheirn  von  Wein, 
Bier  und  Brod,  wobei  auf  das  Bier  noch  ein  besonderer  „Bräuzoll“  gelegt  war.  Aber  auch 
diese  Steuer  wurde  da,  wo  sie  arrr  eirrträglichsten  hätte  seirr  körrrrerr,  in  derr  Harrptstädterr 
nämlich,  für  die  autonome  Stadtverwaltung  erhoben.  Ihr  Betrag  in  dem  gesammten  Amt  Berg- 

heiru  belief  sich  unter  Eirrreehrrung  des  Bräuzolls  im  Jahr  1556/57  auf  105  Gulden 
Currentgeld. 

Zu  diesen  vornehmsten  Einnahtrren  der  Kellerei  gesellten  sich  nurr  eine  bunte  Reihe 
ander  er,  welche  teils  unbedeutend,  teils  von  besonderen  Verhältnissen  abhängig  waren.  Unbe- 
derrtend  waren  Abgaben,  welche  in  kleinen  Städten  von  Jahr-  und  Wochenmärkten,  oder  unter 
dem  Titel  eines  Städtegeldes  u.  s.  w.  erhoben  wurden,  sowie  die  Mai-  und  Herbstbeden,  die 


l. 


1)  Lrsprung  dieser  Abg;abe  mit  der  Erteilung  städtischer  Freiheit  zusammenhängend. 
Urkunde  von  1302  hei  Katzfei,  Münstereifel  II  S.  56. 

2)  Urkunde  von  1338,  Lacomhlet,  III  n.  326. 

3)  Bergheim,  Stommel,  Geyen.  In  der  Descrhition  wird  noch  Dormao-en  hiuzuwefü^t 
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in  einzelne  i Gerichtshezirkeii  begegnen.  Von  besonderen  VerbiUtnisseu  abluiiigig  waren  die 
Einkünfte  lus  verkauftem  Holz  der  Forsten  und  aus  den  Ertragen  der  Bergwerke.  Unter 
letztem  ka  aen  Yornebnilkh  die  Bleigruben  in  Call  und  die  Koblengrubeu  in  Escbweiler  in 
Betracht,  v m deren  Erträgen  der  Unternebmer  einen  Zwanzigsten  an  den  Landesberrn  zu  erle- 
gen batte.  Ganz  eigner  Art  waren  endlich  die  Zehnten,  die  von  der  Kirche  allgemein  in 
Anspruch  ^ enomnien  \vurden,  an  niaucben  Orten  aljcr  dem  Landesberrn  zustanden  und  in  seinen 
Getreideek  nahmen  einen  nicht  unbedeutenden  Posten  ausmachten. 


Ab  ii*  ich  breche  hier  ab,  denn  alle  kleinen  und  unregelmässigen  Einnahmen  zu  ver- 
zeichnen, vUrde  weder  möglich  noch  nützlich  sein.  Ein  abschliessendes  Urteil  über  das 
Ergebniss  ler  in  den  Aemtern  thätigen  Fiuan/verwaltung  wurde  man  dagegen  gewinnen,  wenn 
sich  festste  llen  Hesse,  wie  viel  von  den  Einkünften  für  die  Zwecke  der  Amtsverwaltung  wieder 
ausgegeber  und  wie  viel  für  die  Zwecke  allgemeiner  Ldndesverwaltuug  an  den  Hof  des  Her- 
zogs übers;  ndt  wurde.  Im  allgemeinen  darf  man  annehinen,  dass  aus  den  Aintsgetällen  an 
Ort  und  S eile  nicht  nur  die  Kosten  der  lokalen  Verwaltung,  sondern  auch  noch  andere 
Ausgaben,  die  durch  landesherrlicheu  Befehl  angewiesen  waren,  bestritten  wurden.  Zu 
den  Aufwe  idungen  erstcrer  Art  gehörten  vor  allem  Besoldungen  und  Naturallieferuugeu  an 
herzogliclu  Beamte,  Diener  und  Arbeiter,  soweit  dieselben  nicht,  ähnlich  w'ie  so  manche  andere 
Kosten  der  Verwaltung,  durch  besondere  in  den  landesherrlichen  Einkünften  nicht  verreclmete 
Sporteln  g deckt  wurden.  Unter  den  Ausgaben  der  zweiten  Klasse  stehen  in  erster  Keihe  die 
angewiesei  en  Zinszahlungen  für  landesherrliche  Schulden.  Daneben  giebt  es  Leistungen  an 
Geld  oder  Naturalien  an  Kirchen  und  Hospitäler,  ausserordentliche  Lieterungen  der  versciiie- 
densteu  Ar  . Was  dann  aber,  nach  Bestreitung  solcher  Ausgaben  übrig  biiel>,  wurde,  soweit 
es  nicht  a if  die  folgende  Jahresrechuung  als  Einnahme  gesetzt  ward,  dem  Jülich-bergischen 
Landrentm  dster  für  die  Zwecke  der  allgemeinen  Verwaltung  eiugeschiekt*).  Natürlich  mussten 
dabei  die  ] Faturaleinkünfte  vorher  zu  Geld  gemacht  sein.  Dies  geschah  hinsichtlich  der  Abgaben 
vouGeÜügd,  Ferkeln  u.  dgl.  in  der  Art,  dass  sie  von  vornherein  in  Geld  umgereehnet  oder  baldigst 
verkauft  w irden.  Die  Vorräthe  an  Getreide  wurden  in  grösseru  Zwischenräumen,  die  mehrere 
Jahre  unik  ssen  konnten,  verkauft,  was  um  so  weniger  Schwierigkeit  hatte,  da  man  auf  der 
einen  Seit'  den  grossen  Markt  von  Cöln,  auf  der  andern  Seite  die  Niederlande  versorgen 
konnte,  we  ch’  letztere  nur  ein  Viertel  ihres  Getreidebedarfs  producirt  haben  sollen^). 

Ab  3r  wie  gross  war  nun  die  Summe,  welche  so  bei  der  herzoglichen  Centralverwaltung 
einging'?  1 leider  kann  ich,  da  sich  die  hierauf  bezüglichen  Acten  bislier  nicht  gefunden  haben, 
eine  recht  bestimmte  Antwort  nicht  erteilen.  Ich  beschränke  mich  auf  einige  Angaben,  welche 
wenigstens  ungefähre  Rückschlüsse  erlauben.  Im  Jahre  1556/57  beliefen  sich  die  Gesaramt- 
einnahmen  des  Amtes  Bergheim,  d.  h.  sowol  die  in  Geld  eingegangeiieii  als  die  zu  Geld 
gemachten,  auf  3177  Gulden  Ciirrentgeld^).  Davon  gingen  in  der  Amtsverwaltung  1551  Gulden 


\ 
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1)  7gl.  die  Hofordnung  von  1534  (Archiv  V S.  108  ig.) 

2)  So  behauptet  die  Herzogin  Margaretha,  1561  Dec.  (Gachard,  correspondauce  de  Marguerite 
d’Autriche  J[  8.  4.)  Ebenso  die  brabanter  Stände,  1566.  (Le  Petit,  chronique  II  S.  06  b.) 

3)  >ie  Kellerei  zog  1827,  die  Vogtei  1350  G. 
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aufi);  von  den  übrigen  1626  Gulden  wurden  1300  an  den  Laudreutmeister  geschickt  und  326 
auf  neue  Rechnung  vorgetrageu.  Nun  gehörte  Bergheim  zu  deu  reichsten  Aemtern  des  Landes; 
bei  einer  Vertheil ung  landständischer  Steuern  von  1539  wies  man  ihm  unter  den  steuerptlich- 
tigen  Aemtern,  zu  denen  man  Neuenahr  und  Tomberg,  Wassenberg  und  Wehrmeisterei  nicht 
rechnen  darf,  mehr  als  den  zehnten  Teil  zu^);  anderseits  zählte  allerdings  das.selbe  Amt  so  viele 
adeliche  und  geistliche  Giitsherrschaften.  dass  dadurch  der  dem  Herzog  zinsbare  Grundbesitz 
verliältnissmässig  stärker  als  anderswo  eingeschränkt  war.  Auf  alle  Fälle  wird  man  gegenüber 
diesen  sich  gegenseitig  einschränkenden  Thatsachen  amiehnjeii  dürfen,  dass  die  Bergheimer 
Einkünfte  nicht  unter  dem  Durchschnitt  der  Einnahmen  eines  Amtes  standen. 

Eine  feste  Zahl  für  die  am  Hof  des  Herzogs  eingehenden  regelmässigen  Einkünfte  aus 
solchen  Angaben  abzuleiten,  möchte  ich  nicht  wagen,  aber  klar  ist,  dass  der  Gesammtbetrag 
ein  bescheidener  war^).  Was  die  hieraus  hervorgehenden  Schwierigkeiten  erhöhte,  das  war  die 
Unveränderliclikeit  der  Gefälle.  Die  Sätze  der  Schatzungen,  der  Geld-  und  Naturalabgaben 
für  Lehen  und  Erbpacht  nahm  mau  im  16.  Jahrhundert  aus  dem  fünfzehnten  hinüber  und 
wagte  nicht,  sie  zu  steigern.  Die  einzige  Aenderung,  die  man  vornahm,  bestand  darin,  dass 
man  bei  Erhebung  der  in  alter  schwerer  Münze  angesetzten  Geldabgaben  die  leichtere  Curreut- 
mnirze  annahm,  zugleich  aber  die  Differenz  des  Silbergehaltes  nach  dem  Jahrescurs  zuschlug. 
Mau  bemerkt  dabei  in  deu  vierziger  und  fünfziger  Jahren  einen  Jähen  Rückgang  der  Current- 
münze. Iin  Jahr  1544/45  berechnete  der  Bergheimer  Kellner  das  Verhältuiss  der  alten  zur 
neuen  Münze  noch  wie  6 zu  9,  im  Jahr  1556/57  bereits  wie  6 zu  11.  Aber  dieses  Aurechnen 
der  Cursdifferenz  diente  nur  dazu,  um  Verluste  abziiweuden,  nicht  um  die  Einnahmen  zu  steigern. 
Und  doch  mussten  die  Einnahmen  gesteigert  werden,  da  seit  Ausgang  des  Mittelalters  in  allen 
deutschen  Territorien,  je  mehr  das  Staatsgebiet  wuchs  und  die  Aufgaben  staatlicher  Verwaltung 
sich  vervielfachten,  um  so  mehr  auch  die  Geldmittel  vergrössert  werden  mussten.  Ich  habe 
hier  keine  weiter  ausgreifende  Darstellung  zu  geben.  Ich  enthalte  mich  daher  einer  Charak- 
teristik der  neuen  Aufgaben,  welche  neue  Mittel  erheischten.  Indem  ich  meine  Betrachtung 
auf  das  kleine  Herzogtum  Jülich  einsehränke,  sage  ich  nur:  eine  neue  Quelle  öffentlicher 
Einkünfte  war  seit  dem  15.  Jahrhundert  in  den  landständischen  Steuerbewilligungen  eröffnet. 
In  welchem  Betrag  und  zu  welchen  Zwecken  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 
gewährt,  und  wie  diese  Steuern  verwaltet  wurden,  haben  wir  im  letzten  Teil  dieser  Abhandlung 
zu  betrachten. 


1)  In  der  Kellerei  583,  in  der  Vogtei  068  G. 

2)  Von  17145  Goidgulden  die  Summe  von  1780.  Es  handelte  sich  in  diesem  Anschlag  um  rückstän- 
dige Steuern  von  Bewilligungen  von  1520. 

3)  Zum  Vergleich  dient  es,  dass  die  Zoll-  und  Amtseinkiiufte  des  rheinischen  Erzstiftes  Cöln  nach 
Abzug  der  Kosten  der  ordentlichen  Amtsverwaltung  sich  im  Jahr  1595  auf  rund  26000  Gulden  beliefen 
(Stieve,  in*der  Zeitschrift  des  hergischen  Geschichtsvereins  1881  S.  163).  In  dem  Kurfürstentum  Sachsen, 
das  nahezu  fünfmal  so  gross  war  als  Jülich,  beliefen  sich  1584—86  die  jährlichen  Reineinkünfte  aus  den 
Aemtern  auf  etwa  207000  Gulden  (Kalke,  Kurfürst  August  S.  83  fg.)  Hier  wurden  die  Beamtenbesoldungen 
nicht  im  Amt  bestritten,  sondern  von  der  Kammer  gezahlt,  was  die  Reineinkünfte  steigerte  (S.  22). 
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TU.  Die  landständische  Finanzverwaltuiur. 

Als  ini  Jahr  1483  eine  von  den  Jlilieher  Ständen  bewilligte  Steuer  unizulegen  war, 
bezog  sich  (er  Herzog  Wilhelm  von  Jülich H auf  eine  frühere  Steuer  von  1447  und  bezeichnete 
diese  als  „d  e erste  Bede“,  d.  h.  als  die  erste  von  den  Landständen  bewilligte  Landessteuer^). 
Ebenso,  als  man  im  17.  Jahrhundert  in  der  Jülich-bergischen  Kanzlei  ältere  Laudtagsaeten 
zHsamnienst(llte3),  fand  man  als  das  am  weitesten  zurückreichende  Stück  „ein  alt  Buch,  daruf 
geschrieben  stehet:  Zedulen  von  der  ersten  Beden,  (so)  im  Lande  von  Guylge  gehaven  ward, 
in  den  Jare:  unsers  Herrn  1447“.  Wenn  diese  Angaben  richtig  sind,  so  hat  sich  die  landstan- 
dische  Cori  oration  in  Jülich  ohne  Zusammenhang  mit  der  Bewilligung  allgemeiner  Steuern 
gebildet.  E enn  sieht  man  auch  ab  von  den  Ansätzen  landständischer  Verfassung  iin  vierzehn- 
ten Jahrhun  iert*),  jedenfalls  erscheinen  Ritterschaft  und  Städte  im  Jahr  1423  als  eine  geeinte 
Corporation  welche  den  neuen  Landesherrn  mittelst  der  Huldigung  an  nimmt  und  gleichzeitig 
bestimmte  I echte  des  Landes  und  der  Stände  sich  bei  „Treu  und  Ehre“  bekräftigen  lässt ^). 

Bei  ihrem  ersten  Auftreten,  wie  bei  ihrer  ganzen  weiteren  Geschichte  sind  diese  Land- 
stUnde  mit  änem  bedenklichen  Merkmal  der  Schwäche  behaftet.  Hätten  sich  in  ihnen  sämint- 
liche  bevor!  ächte  Classeii  des  Landes  zusamnieugefunden,  wie  es  anderwärts  geschah,  so  würden 
sie  sich,  ä inlich  wie  in  Oestreich,  iii  vier  Gruppen  geteilt  haben : Prälaten,  Herren  (Uuter- 

herren),  Rit  er  und  Städte.  Statt  dessen  blieben  die  beiden  ersten  Classen  den  ständischen 
Versammlui  gen  fern;  die  landständische  Verfassung  Jülichs  umschloss  nur  die  Ritterschaft 
und  die  vie  ■ Hauptstädte.  Ein  näheres  Eingehen  auf  die  Natur  jener  beiden  ersten  Classen 
würde  dies  ä mangelhafte  Entwickelung  erklären  können;  indess  ich  halte  mich  an  meinen 
speciellen  ( egenstand : an  die  landständischen  Steuern  und  deren  Verwaltung. 

Zu  velchem  Zweck  die  erste  Landsteuer  von  1447  bewilligt  wurde,  ist  ausdrücklich  nicht 
gesa^'t,  abe  leicht  zu  erraten.  Zwischen  den  Häusern  Berg  und  Egniont  war  seit  1423  der 
Erbkrieg  ii  u Geldern  und  Jülich  ausgebrochen  und  als  in  den  seit  1423  vereinigten  Landen 
Berg  und  J dich  Herzog  Gerhard  die  Regierung  übernahm  (1437),  fand  er  in  Folge  der  krie- 
gerischen ’y  erwickelungen  das  Herzogtum  Jülich  mit  Schulden  überladen,  deren  Zinsen  in  her- 
gebrachter vVeise  entweder  durch  Anweisung  auf  bestimmte  Zölle  oder  Amtsgefalle,  oder  durch 
Verpfändui  g ganzer  Acmter  oder  Herrschaften  gedeckt  wurden «).  In  den  nächsten  zehn  Jahren 
konnten  di'  se  finanziellen  Verlegenheiten  nur  wachsen,  da  die  Regierung  aus  dem  Erbkrieg 
nicht  heran  skain  und  in  ein  Netz  nachbarlicher  Verbindungen  und  Fehden  verwickelt  wurde. 

1)  ] .rlass  an  die  Amtleute.  1483  Sept.  14. 

2)  ]:ine  bloss  von  den  Städten  geforderte  Bede  erscheint  1441.  (Katzfei  II  S.  59.)  ^ 

3)  lüe  Copien  im  Düsseldorfer  Archiv.  Jülich-berg.  Landtagscommissionsacten.  Caps.  I n.  1. 

4)  eh  versveise  auf  Lacomblet,  U.  B.  III  n.  464.  617,  621,  637  (S.  559). 

5)  jacomblet,  U.  B.  W n.  149. 

6)  jacomblet  im  Archiv  I\  S.  254,  256  fg. 
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Die  Unmöglichkeit,  mit  den  gewöhnlichen  Einkünften  die  Schulden  zu  bezahlen  oder  zu  verzinsen, 
gab  den  Anlass  zur  ersten  Landsteuer. 

Nachdem  der  Anlass  sich  einmal  erfolgreich  erwiesen  hatte,  wirkte  er  stetig  weiter. 
In  den  Jahren  1478  und  149d  wurden  Steuern  bewilligt,  um  verpfändete  Aemter  auszulösen, 
im  Jahr  1483  eine  Steuer,  um  den  Rückfall  der  durch  Heirat  erworbenen  Gebiete  der  Heins- 
bergischen  Erbschaft  an  ausserjülich’sche  Erben  zu  verhindern,  indem  mau  letzere  mit  Geld 
entschädigte^).  Die  Landstände  wurden  bei  diesen  Bewilligungen  von  dem  Gedanken  bestimmt, 
dass  das  Fürstentum  ein  staatliches  Gebiet  sei,  welches  wol  der  Erweiterung  nach  aussen 
und  der  Einigung  nach  innen  bedürfe,  aber  eine  Entfremdung  einzelner  Teile  nicht  ertrage. 
Darin,  dass  sie  diesen  Gedanken  erfassten  und  in  seine  Consequenzen  verfolgten,  lag  in  Jülich 
wie  anderwärts  die  eigentliche  Bedeutung  der  Landstände.  Aber  für  unsere  Untersuchung 
kommt  es  nicht  auf  diese  weiter  greifenden  Fragen,  sondern  zunächst  darauf  an,  wie  die  neuen 
Steuern  unigelegt  und  erhoben  wurden. 

Ihrem  Grundbegriff  nach  war  die  Abgabe  eine  Vermögenssteuer.  Die  zur  Steuer  heran- 
gezogeuen  Halfen,  so  heisst  es  in  einem  Abschied  vom  Januar  1543,  haben  von  ihren  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Gütern  zu  zahlen,  ln  den  Städten,  schreibt  der  Herzog  im  Sept.  1483, 
steuert  Jeder  nach  seiner  Habe’^j.  Auf  dem  Land  bestand  aber  die  Habe  wesentlich  in  Grund- 
besitz, und  das  bewegliche  Vermögen  war  in  der  Regel  der  Grösse  des  Grundbesitzes  entspre- 
chend. Demgemäss  wurde  die  Steuer  auf  dem  Land  von  vornherein  zur  Grundsteuer.  Schon 
in  dem  Anschlag  von  1447  wird  bei  Gelegenheit  der  freien,  d.  h.,  wie  es  scheint,  der  an  Half- 
leute  ausgegebeneu  adelicben  oder  geistlichen  Güter  bei  Mündt  und  Opherten  (Amt  Jülich) 
bemerkt,  es  sei  auf  den  Morgen  eine  Mark  (V4  Gulden)  gelegf*).  Und  wie  sich  dann  in  der 
Folgezeit  die  Verhältnisse  festsetzten,  ersieht  man  z.  B.  aus  der  Beschreibung  des  Amtes  Berg- 
heim von  1669,  wo  es  (unter  Fischeuich^  kurzweg  heisst:  die  Landsteuern  werden  nach  der 
Morgenzahl  umgelegt.  Man  berücksichtigte  bei  dieser  Umlage  Ackerland,  Wiesen  und  Hausplätze, 
letztere  in  der  Art,  dass  sie  höher  als  die  Ländereien  belegt  wurden;  die  Hausplätze,  heisst 
es  in  der  angeführten  Beschreibung  (unter  Oberaussem)  werden  doppelt  gerechnet. 

Eher  als  auf  dem  Land  wird  der  Begriff  der  Vermögenssteuer  in  den  Städten  zur 


1)  Lacomblet,  U.  B.  IV  n.  503  Anm.  Die  dort  erwähnte  Bede  von  1434  wurde,  soweit  es  sich  um 
Jülich  (nicht  um  Berg.  cf.  IV  n,  425)  handelte,  im  Jahr  1483  bewilligt,  lieber  die  von  1478  habe  ich  keine 
.\cten;  doch  wird  in  einem  Actenstück  von  1483  unterschieden  zwischen  der  kurz  vorher  (also  wol  1478)  und 
der  davor  (also  1447)  bewilligten  Bede.  — lieber  die  bei  Lacomblet  a.  a.  0.  erwähnte  Bede  von  1480  wird 
nachher  gehandelt  werden,  lieber  eine  andere  daselbst  erwähnte  Bede  von  1478,  die  mit  den  Kosten  des 
Lagers  von  Tomberg  und  den  Zug  des  H.  Burgund  veranlasst  sei,  habe  ich  noch  nicht  gefunden. 

2)  Derselbe  liegt  mir  in  einer  Copie  aus  dem  17.  und  in  einer  andern  Abschrift,  die  in’s  Ende  des 
15.  oder  ganz  in  den  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  gehört,  vor.  Beide  Abschriften  weichen  vielfach  von  ein- 
ander ab.  Obiges  Citat  ist  aus  der  älteren  Abschrift. 

3)  „vur  sin  haift“.  Wol  zu  erklären  nach  dem  Ausdruck  eines  bergischen  Ausschuss- Abschieds  von 
1535:  „nae  igliches  iiarung  und  haften“. 

4)  In  der  Abschrift  aus  dem  17.  Jahrh. 
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Geltung  gel  ommen  sein.  Wie  sehr  aber  auch  hier  das  Gruudvenui*geu  überwog  und  deu 
Charakter  ( er  Steuer  bestimmte,  ersieht  mau  aus  der  für  die  bedeutendste  der  vier  Hauptstädte, 
für  üüreu,  rlasseneu  laudesherriicheu  Anordnung  von  1692:  es  sollen  nach  derselben  von  dem 
Steuerbetra;  zwei  Drittel  auf  das  Land,  ein  Drittel  auf  die  Häuser  und  die  sonstigen  Einkünfte 
gelegt  werd  ;n 

Bei  der  Verteilung  dieser  Steuer  auf  die  Steuerpflichtigen  bestand  das  Verfahren  im 
Jahr  1447  ( arin,  dass  der  Landtag  zunächst  die  Summe  festsetzte,  die  aufzubringen  war.  hier- 
auf Jedem  I mt  seine  Quote  zugewiesen,  und  diese  wieder  auf  Dörfer,  Städtchen  und  Höfe  ver- 
teilt wurden  Den  einigermassen  ansehnlichen  Städten  wurde  ein  l)es(mderer  Betrag  zugeteilt. 
Aber  nach  velcheu  Ermittelungen  und  durch  welche  Personen  erfolgte  die  Festsetzung  der 
Quoten?  L ;ider  geht  es  hier  wie  so  oft:  die  grundlegende  Einrichtung,  auf  der  alle  sj)äteren 
Anordminge  i beruhen,  ist  in  ihrem  Zustandekommen  dunkel.  Nachdem  man  aber  einmal  den 
Anschlag  v<  n 1447  hatte,  wurde  derselbe  als  Norm  bei  den  folgenden  Steueranlagen  gebraucht. 
Wie  mau  il  n im  einzelnen  ausbildete,  zeigt  ein  Vorgang  von  1509.  Damals  versammelte  der 
Herzog  eine  \ Ausschuss,  bestehend  einerseits  aus  herzoglichen  Räten  und  den  Amtleuten  (oder 
Vögten  ode:  Schultheissen)  der  einzelnen  Aemter,  anderseits  aus  Deputirten  der  Kitterschatt 
und  der  Rä  e von  neun  Städten;  dieser  Ausschuss  nahm  die  Verteilung  der  Steuer  auf  die 
einzelnen  Ä :mter  und  Städte  vor.  Innerhalb  der  Aemter  linde  ich  sodann,  und  zwar  zum 
ersten  Mal  m Jahr  1544,  eine  Commission,  bestehend  aus  dem  Amtmann,  zwei  Rittern  und 
etlichen  Gei  ichtsschötfen  zur  Vornahme  der  Unterverteiluug.  So  wurde  das  ganze  Verteilungs- 
geschäft  in  die  Formen  ständischer  Selbstverwaltung  gebracht.  Die  Erhebung  der  Steuer 
erfolgte  dar  a in  den  Aemtern  unter  Leitung  des  herzoglichen  Amtmanns,  in  den  besonders 
angesetzten  Städten  durch  Bürgermeister  und  Rat.  Eingesandt  wurden  schliesslich  die  Beträge 
an  die  von  Herzog  und  Ständen  vereinbarten  Obereinnehmer,  welches  in  der  Kegel,  wie  es 
scheint,  her;  ogliche  Hofbeamte  waren.  Eine  Ausnahme  dürfte  es  gewesen  sein,  wenn  eine  im 
Jahr  1535  b jwilligte  Steuer  einem  laudständischen  Ausschuss  eingeliefert  wurde;  denn  als  Regel 
kam  eine  e gene  landständische  Cassenverwaltung  — anderwärts  eine  der  vornehmsten  Grund- 
lagen landsl  indischer  Selbstverwaltung  — nicht  zur  Ausbildung. 

Noc  i bleibt  eine  Frage  übrig,  welche  bei  der  Verteilung  der  Steuern  wol  die  wichtigste 
ist,  die  Fra:  e nämlich,  welche  Personen  und  Güter  beitragspflichtig  waren.  Bei  Entscheidung 
dieses  Punc  ;es  stand  es  von  vornherein  fest,  dass  die  selbst  bewdrtscliafteten  Güter  der  Ade- 
lichen  und  ireistlichen  nicht  getroffen  werden  durften,  und  dass  umgekehrt  die  unmittelbar 
unter  der  h rzoglichen  Verwaltung  stehenden  Bürger  und  Bauern  sich  d(U' Steuer  zu  unterwerfen 
hatten.  Ab  r in  ersterer  Beziehung  fragte  es  sich,  wie  es  mit  deu  kleinen  Bauern  zu  halten 
war,  weicht  Erbpächter  und  Lebenleute  der  privilegirten  Stände  waren,  wie  ferner  mit  den 
grösseren  B mern,  welche  als  Halfen  auf  deu  adelichen  und  geistlichen  Höfen  sassen.  Man 
entschied  hi  ?r,  indem  man  die  erstere  Classe,  wie  es  scheint,  voll  und  ganz  zur  Steuer  zog, 
die  Halfen  tber,  jedesmal  mit  besonderer  Bewilligung  der  Stände,  nach  Gewinn  und  Gewerb, 


l)  ^ aterialien  z.  Gesch.  Dürens  S,  95. 
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wie  es  hiess,  belastete.  Da  das  Gewerbe  der  Halfen  neben  dem  Ackerbau  eben  nur  im  Ver- 
kauf der  Bodeiierzeuguisse  bestand,  so  war  jene  Gewinn-  und  Gewerl>steuer  eine  mit  Rücksicht 
auf  den  Pachtzins  ermässigte  Grundsteuer.  Wie  die  Verhältnisse  im  17.  Jahrhundert  geregelt 
waren,  berechnete  man  nämlich  die  nach  Morgen  angesetzte  Steuer  nur  für  einen  Teil  ihres 
Gutes,  und  zwar  nach  einem  Ansatz,  der  sich  meistens  zwischen  dem  zweiten  und  vierten 
Morgen  bewegte.  Irre  ich  nicht,  so  tinden  sich  die  Anfänge  dieser  Rechnung  schon  in  dem 
Steueranschlag  von  1447  ^). 

Unterhalb  der  Adelichen  und  Geistlichen  bestand  noch  jene  iiu  ersten  Abschnitt  (S.  6) 
besprochene  Mittelclasse,  welche  die  Freigüter  im  engeren  Sinne  des  Wortes  besass.  Da  diese 
Güter  von  sonstigen  Abgaben  frei  waren,  so  wurden  sie  bei  der  ersten  Bede  gleichfalls  ver- 
schont. Seit  1483  wurden  sie  in  die  Anschläge  eingezogen.  aber,  wenn  mau  nach  späteren 
Angaben  gehen  darf,  mit  derselben  Beschränkung  wie  diejenigen  der  Halfen-). 

Der  Betrag  der  bewilligten  Steuern  wurde,  wie  oben  bemerkt,  von  vornherein  in  fester 
Summe  angesetzt.  Wie  hoch  sich  diese  Summe  belief,  ist  aus  deu  Anschlägen  von  1447  nicht 
mit  Sicherheit  zu  ersehen.  Ein  anderer  Anschlag  jedoch,  der  für  die  Bede  von  1496  gefertigt 
wurde,  ergiebt  rund  30000  oberländische  Silbergulden  (genau  29223),  und  es  ist  wahrschein- 
lich, dass  der  gleiche  Satz  den  vorhergehenden  Steuern  zu  Grunde  gelegt  wurde;  gewiss  ist, 
dass  die  für  deu  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  ihm  ungefähr  entsprechende  Summe  von 
20000  Goldguldeu  in  den  nächsten  Deceunien  als  die  normale  Bede  galt.  Eine  solche  normale 
Bede  wurde  in  den  ersten  fünfzehn  Jahren  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zweimal  bewilligt, 

das  eine  Mal  (in  der  Zeit  zwischen  1513—15  zur  Einlösung  der  verpfändeten  Einkünfte  der 

Eschweiler  Kohlengruben,  also  zu  dem  alten  Zweck  der  Schuldentilgung,  das  andre  Mal  (1509) 
auf  einen  in  den  allgemeinen  ständischen  Bewilligungen  bisher  noch  nicht  genannten  Grund, 
als  Beisteuer  nämlich  zur  Verheiratung  der  Prinzessin  Maria  von  Jülich  mit  dem  Jungherzog 
Johann  von  Cleve,  jener  Heirat,  durch  welche  die  von  den  Landständen  so  wesentlich  geförderte 
Vereinigung  der  jülich-bergischen  und  cleve-märkischen  Laude  herbeigeführt  wurde.  Ueber 

1)  An  der  oben  (S.  19  Anm.  4)  angeführten  Stelle,  wo  es  heisst,  dass  die  'freien’  Güter  b^Bulden  vom 

Morgen  zahlen,  heisst  es  dann  bei  Anschlag  derselben:  Peter  Bux  zahle  von  60—70  Morgen  6 Gulden.  Dies 

erklärt  sich,  wenn  er  auf  je  2^ Morgen  einen  versteuerte.  — Unter  den  ‘ freien’  Gütern  karm  mau  adeliche 
oder  geistliche  Güter  verstehen,  die  an  Halfen  ausgethau  waren,  oder  auch  P’reigüter  i.  e.  S.,  wie  sie  S.  (i 
beschrieben  sind.  Das  letztere  ist  unwahrscheinlich,  weil,  wie  ich  im  Text  bemerke,  die  Freigüter  in  dem 
Anschlag  von  1447  nicht  berücksichtigt  sind.  Sollten  gleichwol  an  der  angeführten  Stelle  solche  Güter  gemeint 
sein,  so  wäre  wenigstens  das  Verfahren  der  Besteuerung  eines  blossen  Teils  der  ermittelten  Morgen  wahrschein- 
lich gemacht:  ein  \ erfahren,  welches,  wenn  auf  die  Freigüter,  dann  vermutlich  auch  auf  die  der  Halfen  an- 
gewandt ist,  nach  der  in  Anm.  2 bemerkten  analogen  Behandlung  beider  Gutsclasseii. 

2)  Ein  bergischer  Abschied  von  1564  Aug.  19  bezeugt  dies  für  Berg.  Was  hier  Sitte  war,  wird  es 
auch  in  Jülich  gewesen  sein.  Für  zwei  Freigüter  im  Jülicher  Amt  Bergheim  (Dorf  Ingendorf)  bezeugt  es  die  Be- 
schreibung von  1669. 

3)  Da  mir  der  Abschied  des  betr.  Landtags  nicht  vorliegt,  so  kann  ich  den  Zeitpunci  nicht  genauer 
bestimmen.  Im  Jahr  151*,  welches  Lacoin  bl  et  (Archiv  S.  318)  als  Jahr  der  Bewilligung  angiebt,  wurden 
die  letzten  Rückstände  eingefordert. 


__  22  

diese  letzte  'C  aud  neue  Art  von  Landessteuern  waren  erst  eilf  Jahre  hingegaugen,  als  sie  sich 
im  Jahr  15  !6  in  verstärktem  Masse  wiederholte.  Es  wurden  damals  >*0  000  Goldgulden  bewil- 
ligt für  die  beabsichtigte  Vermählung  der  beiden  Töchter  des  Herzogs  Johann:  der  Prinzessin 
Sibylla  mit  dem  Kurprinzen  von  Sachsen,  der  Prinzessin  Anna  mit  dem  Juugherzog  von  Loth- 
ringen, voi  welchen  beiden  Verbindungen  dann  die  erste  zu  Stande  kam,  während  die  andere 
später  mit  ler  englischen  Heirat  vertauscht  wurde. 

Aul  solche  Weise  bewilligten  die  JUlicher  Stände  ihrem  Landesfiirsten  in  den  drei 
ersten  Jahr.ehnten  des  sechszehnten  Jahrhunderts  die  Summe  von  70  000  Goldgulden  ^).  Zu 
diesen  für  ,lie  Zwecke  der  Landesregierung  gegebenen  Beträgen  kamen  nun  aber  gleichzeitig 
die  Forderu  igen,  welche  der  Herzog  im  Namen  des  Reichs  stellte.  Anfangs  scheinen  dieselben 
noch  recht  bescheiden  gewesen  zu  sein.  Wenn  nicht  die  Unvollständigkeit  der  Acten  trügt,  so 
hat  der  He  zog  von  Jülich  während  der  ganzen  Regierung  Kaiser  Maximilians  I.  nur  einmal 
die  Beisten  ir  seiner  Stände  für  geleistete  Reichsdienste  beansprucht  und  erhalten:  es  war  im 
Jahr  1489,  zu  einer  Zeit,  da  Maximilian  übrigens  nur  noch  erwählter  römischer  König  war, 
und  die  Regierung  von  Kaiser  Friedrich  III.  geführt  wurde.  Den  Aidass  zu  der  damaligen 
Steuerforde  -ung  bot  die  im  vorausgehenden  Jahr  auf  kaiserliches  Aufgebot  geleistete  Hülfe  bei 
den  Streitif  keiteu  zwischen  Maximilian  und  den  Üandrischen  Ständen  ^).  Anders  wurden  die 
Dinge  als  Carl  V.  zur  Regierung  kam.  Gleich  bei  dem  ersten  Erscheinen  dieses  Kaisers  in 
Deutschlau*  liefen  dem  Herzog  Johann  von  Jülich-Cleve  beim  Besuch  des  Kröuungstags  in 
Aachen,  be  Beschickung  des  Wormser  Reichstags  und  im  Hinblick  auf  die  vorstehende  Beleh- 
nung Kostei  auf,  für  welche  die  Jülicher  Stände  ihm  im  Mai  1521  eine  Bede  von  nicht  näher 
angegebene  u Betrag  bewilligten.  Hierauf  folgte  ein  Jahrzehnt  von  Reichssteuern  in  beschei- 
denem Ausuass.  Die  Hülfe  von  20  000  Mann  z.  F.  und  4000  Manu  z.  Pf.,  welche  der  Wormser 
Reichsabscl  ied  von  1521  nach  seinem  die  späteren  Reichssteuern  bestimmenden  Matricular- 
anschlag  ai  f sechs  Monate  bewilligte,  die  dann  aber  vorläutig  nicht  iu’s  Leben  trat,  wurde 
stückweise  luf  den  Reichstagen  von  1522,  1526  und  1529  in  Geld  umgorechnet  und  zur  Abwehr 
der  Türken  eingefordert.  Ganz  andere  Dimensionen  nahmen  dann  aber  die  Ansprüche  des 
Reichs  in  len  Jahren  1532 — 1548  an.  Das  erstgenannte  Jahr  brachte  den  Beschluss  einer 
Türkeuhülf*  im  doppelten  Betrag  des  Wormser  Anschlags.  Nachdem  sodann  im  Jahr  1541  die 
Hälfte  eine;  in  Geld  umgerechneteu Wormser  Anschlags  (3  „Monate“)  gegen  die  Türken  bewil- 
ligt war,  e ‘folgte  am  Speirer  Reichstag  von  1542  der  Beschluss,  abermals  ein  Reichsheer  im 
doppelten  I etrag  des  Wormser  Anschlags  gegen  denselben  Feind  aufzustellen.  Zur  Unterhaltung 
der  von  de  i einzelnen  Reichsstäuden  zu  stellenden  Coutingente  wurde  eine  in  den  Territorien 
einzusammt  tnde  Steuer  von  einem  halben  Procent  des  Vermögens  aufgelegt,  die  noch  vor 
Ablauf  des  Jahres  durch  den  Nürnberger  Reichstag  erneuert  wurde.  Im  folgenden  Jahr  (1543J 

1)  ^ nt  Anfang  des  sechszehnten  Jahrh.’s  erfolgen  überhaupt  die  landständischeii  Bewilligungen  in 
(xoldgaldeu.  Diese  werden  umgerechnet  in  den  alten  schweren  Silbergulden  und  1539  = D g,  1547  = D/4 
gesetzt.  Der  schwere  Silbergulden  ist  wieder  in  Currentmünze  umzurechnen.  Im  Jahr  1539  werden  sich  70  000 
Goldgulden  a if  etwa  120000  Currentgulden  belaufen  haben. 

2)  i acomblel,  Ü.  B.  IV  n.  447. 
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Bewilliguug  eines  in  Geld  uiugerechueten  Wormser  Anschlags  (6  „Monate“),  darauf  im  Jahr  1544 
Beschluss  einer  Truppenaufstellung  gegen  Türken  und  Franzosen  im  Betrag  von  24  0O(i  Manu 
z.  F.  und  4000  z.  Pf.  mit  der  gewöhnlichen  seehsmonatlicheu  Unterhaltung;  dazu  eine  neue 
halbprocentige  Vermögenssteuer  zur  Türkenhülfe.  Endlich  bei  dem  Augsburger  Reichstag  von 
1547/48  nochmalige  Erlegung  eines  Wormser  Anschlags  in  Geld  zur  Bildung  einer  Kriegscasse 
gegen  innere  und  äussere  Feinde  des  Reichs.  Dazwischen  kamen  dann  noch  die  Unruhen 
der  Münster’schen  Wiedertäufer,  und  mit  ihnen  die  Nötigung  für  den  Jülicher  Herzog,  erst 
auf  eigene  Hand  Hülfe  zu  leisten,  daun  zu  einer  durch  den  Wormser  Reichstag  von  1535 
beschlossenen  massigen  Geldhülfe  — %4  des  Wormser  Anschlags  — beizusteueru. 

Nun  setzte  der  Wormser  Anschlag,  wie  er  im  Jahr  1545  corrigirt  wurde,  das  Coutingent 
Jülichs  auf  97  Mann  z.  F.  und  21  Mann  z.  Pf.  ^).  Das  machte  bei  der  Umreclmuug  in  Geld 
nach  dem  im  Jahr  1541  “)  angenommenen  Satz  auf  einen  Monat  640  Gulden,  für  den  vollen 
auf  6 Monate  gerechneten  Anschlag  also  3840  Gulden.  Der  ursprüngliche  Ansatz,  bevor  er 
corrigirt  wurde,  scheint  bedeutend  höher  gewesen  zu  sein.  Jedenfalls  machten  die  während 
der  Jahre  1521—1548  vom  Reich  beanspruchten  Leistungen  au  Truppen,  Geld  und  Vermögens- 
abgaben eine  Summe  aus,  welche  ebenso  wenig  aus  den  laufenden  Einnahmen  gedeckt  werden 
konnte,  wie  die  Schulden  und  Vermählungskosten.  Um  aber  neben  diesen  Erfordernissen 
auch  diejenigen  des  Landes  nicht  ruhen  zu  lassen,  kam  in  den  Jabreu  1542 — 43  der  burguu- 
dische  Krieg,  den  Herzog  Wilhelm  mit  Karl  V.  über  die  geldrische  Erbfolge  ausfoebt,  über 
das  Land. 

Zur  Deckung  so  gehäufter  Bedürfnisse  sehen  wir  den  Jülicher  Landtag  zunächst  in 
alter  Weise  Steuern  nach  festen  Beträgen  bewilligen:  im  Jahr  1526  7988  Goldgulden,  bei 
zweimaliger  Zusammenkunft  im  Jahr  1535  im  ganzen  40000  Goldgulden,  im  Jahr  1543  42300 
Goldgulden,  also  in  17  Jahren  über  90  000  Goldgulden.  Daneben  greift  man  zu  allgemeineren 
Anlagen.  Wie  das  Reich  seine  Vermögenssteuern  ausetzt,  zu  deren  Einziehung  man  in  Jülich 
in  den  Jahren  1542  und  1545/46  (in  letzterem  Zeitraum  für  die  von  1544)  die  nötigen  Anstalten 
trifft,  so  greifen  die  Stände  zur  Kopfsteuer:  zur  Bestreitung  der  Türkenhülfe  von  1532  und 
1544  wird  die  oben  besprochene  Coinmunicautensteuer  zuerst  von  6V2J  dann  von  6 Albus  Cur- 
reutgeld  (1  Gulden  = 24  Albus)  auferlegt.  Es  folgt  im  Jahr  1538  eine  indirecte  Steuer:  auf 
Wein  uud  Bier,  wenn  es  verzapft,  auf  Waid  und  Getreide,  wenn  es  ausgettihrt  wird.  In  letzter 
Instanz  greift  man  die  privilegirten  Stände  au.  Damit  die  in  den  Jahren  1535  und  1543  bewil- 
ligten Summen  voll  werden,  versteht  sich  die  Ritterschaft  zu  einem  freiwilligen  Beitrag  aus 

1)  Für  die  sämmtlichen  Jülich-cleviscben  Lande;  343  z.  F.  und  40  z.  Pf.  Der  ursprüngUche  Ansatz 
— auch  für  sänuntliche  Lande  — ist  nicht  klar.  NaehLimnäus  (IV  7,  in  den  Erläuterungen  zu  der  Matrikel) 
wäre  er  niedriger,  nach  Lünig  (Reichsarchiv,  pars  gen.  D,  S.  456)  wäre  er  viel  höher  gewesen,  nämlich 
540  z.  F.  uud  90  z.  Pf.,  das  letztere  ist  wahrscheinlicher;  denn  in  der  Landtagsproposition  von  1542  Mai  Hl 
giebt  der  Herzog  den  Anschlag  seiner  sämmtlichen  Lande,  indem  er  wahrscheinlich  nocli  Geldern  einrechnet, 
auf  075  z.  F.  und  H2i  2 z.  Pf.  an. 

2)  Nach  dem  Satz:  12  Gulden  per  Monat  auf  den  Reiter,  4 Gulden  auf  den  Fussknecht.  Der  Reichs- 
ahschied  von  1522  hatte  10  H.  auf  den  Reiter  angerechnet. 
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ihrem  s -nst  iinbestenertea  Vermögen,  und  wird  zugleich  eine  anselmliche  Quote  den  Geistlichen 
zugewie  en.  Die  Geistlichen  sucht  man  überhaupt  sowol  vor  wie  nach  jenem  Zeitpunct  in 
ihren  reichen  Einkünften  zu  treffen. 

50  geschah  es  im  Jahr  1529,  dass  der  Herzog  nach  einigen  nicht  näher  bekannten 
Präcede  itien  der  vorigen  Jahre  mit  Rücksicht  auf  die  damalige  Reichstürkeuhülfe  die  in  seinem 
Land  gt  sessene  Geistlichkeit  (Dechanten  und  Klosteroberu)  versammelte  und  sich  von  ihren 
Einkünf  en  eine  Steuer  bewilligen  Hess,  hierauf  die  Vertreter  der  Cölner  Stifter  nach  Düssel- 
dorf bei  ef  und  von  den  Gefällen  aus  ihren  in  seinem  Lande  gelegenen  Gütern  einen  Beitrag 
erheisch  e.  Da  letzterer  verweigert  wurde,  so  verorduete  der  Herzog  selbständig  den  zehnten 
Pfennig  und  Hess  ihn  den  Pächtern  der  Geistlichen  abpfänden.  Abermals  wurde  dann  bei  der 
Commui  icantensteuer  von  1532  den  Geistlichen  ein  achter  Pfennig  ihres  .^ledigen  und  losen 
Einkomi  lens“,  bei  den  erwähnten  Beiträgen  zu  den  Steuern  von  1535  und  1543  ein  sechster 
Pfennig  ),  bei  der  Tiirkenhülfe  von  1544  ein  fünfzehnter  Pfennig  aliverlangt.  Allerdings  konnte 
man  die  e Auflagen  nur  zum  Teil  wirklich  einbringen.  Denn  die  Cölner  Geistlichkeit  rief  zum 
Schutz  iirer  Immunitäten  das  Kammergericht  und  die  Cölner  Concilien  an;  es  entstand  daraus 
ein  Stre  t,  der  in  die  vielen  Streitigkeiten  der  JüHcher  Regierung  mit  der  Cölner  Kirche  ein- 
mündete dessen  nähere  Betrachtung  aber  nicht  hierher  gehört.  Genug  dass  die  auswärtigen 
Geistlich  m wenigstens  einen  Teil  der  ihnen  zugewiesenen  Abgaben  erlegten.  Und  wie  sie, 
so  zog  n an  allmählich  auch  den  dritten,  bevorrechteten  Stand,  nämlich  die  Unterherrn  zu  den 
Lasten  t -ran.  Von  ihnen  Ünde  ich,  dass  sie  zu  den  Türkenhülfeu  von  1542  und  1544,  sowie 
zu  der  1 andessteuer  von  1543  zu  Beiträgen  angehalten  wurden. 

] assen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  ergiebt  sieh,  dass  die  meisten  laudstäudischeii  Steuern 
im  erste  i Jahrhundert  ihres  Bestehens  einerseits  durch  die  landesherrlichen  Schulden,  die 
selber  w eder  durch  Krieg  und  Gebietserwerb  hervorgerufen  wurden,  anderseits  durch  die  An- 
forderung en  des  Reichs,  die  seit  Karl  V.  in  unerwartetem  Umfang  hervortraten,  veranlasst 
wurden.  Welche  tieferen  Gründe  die  grösseren  Geldbediirfnisse  herv«)rriefen,  welche  Bedeutung 
den  Stän  len  abgesehen  von  der  Deckung  jener  Bedürfnisse  in  der  gesammten  Landesregierung 
zukam,  1 abe  ich  in  dieser  Abhandlung  nicht  näher  berührt.  Es  genügt  mir,  einen  einzigen 
Zweig  d€  r Landesverwaltung  eingehender  beschrieben  zu  haben. 


1 Gleiche  Abgabe  von  der  einheimischen  Geistlichkeit  gezahlt  15o9/4(». 
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A iure  tisci  ad  acadeniiae  nostrae  leges  revertamiir.  lndicen<la  sunt 
solleumia,  (luibus  REOIS  AYOVSTISSIMI  DIYI  FEIDERICI  OYlLELMl  III. 
Yniversitatis  liuius  Conditoris  Mimilicentissiini  pia  memoria  recolatur.  Pietatis 
interpres  existet  vir  amplissimus  doctissimusfiue  EDYARDYS  LYEBBERT 
Professor  publicus  Ordinarius.  sollemni  oratione  iudicia  ([uinque 

ordinum  de  literarum  certaminibus  anno  praeterito  initis  renuntiabit  atque 
novas  novis  certaminibus  quaestiones  proponet.  Hisce  igitiir  sollemnibus  ut 
prompto  lubentique  animo  intersint,  CYRATOREM  YNIYERSITATIS  EGRE- 
GIYM,  PROFESSORES  AMPLISSLAI08,  DOCTORES  OLARISSIAIOS.  COAI- 
MILITONES  ORNATISSIAIOS,  AIAGISTRATYS  CYAI  REGIOS  TYM  YRBI- 
OOS  SPECTATISSIMOS.  ET  QYICYNQYE  REBYS  NOSTRIS  ARTIYAIQYE 
ET  LITERARYAI  STYDIIS  BENE  YOLYNT,  qua  par  est  observantia  ex 
officio  rogamus  invitamus.  ().  D.  B.  Y. 
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